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ZEITUNG DER GRÜNEN TELGTE & WESTBEVERN

Dat Pöggsken

Bei trockenem Wetter und mit
viel Entschlossenheit setzten
am ersten Samstag im März et­
wa 300 Telgterinnen und Telg­
ter ihre Stimme ein und ihre
Füße in Bewegung und gaben
bei einer Demo durch Telgtes
Innenstadt rechtsradikalem
Gedankengut eine klare Ab­
fuhr.

Das breite Telgter Bündnis,
das die Demonstration anläss-
lich des Aufmarsches der
„Nationalsozialisten Münster“
in Münster angemeldet hatte,
setzt sich aus Privatpersonen,
sowie 27 Telgter Institutionen,
Vereinen und allen im Rat
vertretenen Parteien zusam-
men. Das gemeinsame State-

ment der Telgter: „Telgte ist
bunt. Entschieden gegen
braunes Gedankengut.“ Unter
diesem Motto startete der De-
monstrationszug vom Markt-
platz zur Kundgebung vor
dem Rathaus.

Durch die vier abwechslungs-
reichen Redebeiträge, die mit

viel Beifall belohnt wurden,
bekam die Kundgebung einen
zwischendurch nachdenkli-
chen, aber auch ausgelassenen
und bunten Charakter.

Karl-Heinz Greiwe, als erster
Redner und stellvertretender
Bürgermeister, sprach für die
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Gemeinsam gegen Rechtsradikalismus
Telgter Bürgerinnen und Bürger setzen starkes Signal

Schulentwicklung

Möglicherweise hat die Parla-
mentsauflösung am Vortag
der Haushaltssitzung allen
klar gemacht, dass sie in den
nächsten zwei Monaten eine
Menge zu tun haben werden
und so dazu beigetragen, dass
die ganz großen Graben-
kämpfe in den Verhandlungen

nicht ausgebrochen sind.
Vielleicht herrscht auch (fast)
Einigkeit darüber, dass Telgte
sich derzeit auf einem guten
Weg befindet. Die 51 Anträge
wurden in der achtstündigen
Marathonsitzung jedenfalls
zwar in der Sache hart, aber in
kollegialer Atmosphäre ver-

handelt. Entsprechend das Er-
gebnis: Auch wenn in
einzelnen Punkten allen bei-
zeiten der Ärger deutlich an-
zusehen war, empfahl der
Ausschuss den Entwurf mit
den beschlossenen Änderun-
gen bei nur einer Gegenstim-
me (FDP) dem Rat zur

Verabschiedung. Sollte sich
diese streitbare aber kon-
struktive Arbeitsweise über
das Jahr halten, könnte 2012
ein Meilenstein auf Telgtes
Weg werden. Freiheit ist im-
mer die Freiheit der Anders-
denkenden! g.k.

Haushalt 2012
Gewaltfreies Zähne­knirschen im Rathaus

(Fortsetzung auf Seite 5)

Guten Tag,liebe TelgterBürgerinnenund Bürger.
Anti-Nazi-Demo, Haus-
halt, Neuwahlen, in Telg-
tes Politik boxt der Papst
im Kettenhemd und das
Jahr hat noch gar nicht
richtig angefangen. Die
Tagespolitik ist da noch
gar nicht erwähnt und
neue Themen brennen un-
ter den Nägeln.

Was machen die Grünen
in so einer Situation als
erstes? Na klar, sie schrei-
ben ein Pöggsken, damit
Sie verehrte/r Leser/in
sich einen Augenblick der
Muße gönnen und vergan-
gene und neue, große und
kleine Wichtigkeiten noch
einmal Revue passieren
lassen können. Wir ent-
führen Sie einmal mehr in
die grüne Gedankenwelt
und reden darüber, was
wir gut finden, was nicht
ganz so sehr, wie wir uns
die weitere Entwicklung
in Telgte und dem Rest
der Welt vorstellen und
wie wir das angehen wol-
len.

Also kommen Sie mit uns
und schauen Sie und stau-
nen Sie. Sie dürfen sich
auch etwas wünschen.

Apropos wünschen: Wir
wünschen uns endlich eine
stabile rot-grüne Regie-
rung ab dem 6. Mai. Der
Koalitionsvertrag ist
schon unterschrieben, jetzt
muss gewählt werden.
Und Ihnen wünschen wir
einen fröhlichen und bun-
ten Wahlkampf, aber jetzt
erst mal ein wenig Ruhe
mit dem neuen Pöggsken.
Sie werden nicht lange auf
das nächste warten müs-
sen.

Ihre Pöggsken-Redaktion
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Immer wenn das Thema Ent­
wicklung der weiterführenden
Schulen auf die Tagesordnung
kommt, läuft die Diskussion
Gefahr, die sachliche Ebene zu
verlassen und nur noch emo­
tional geleitet geführt zu wer­
den.
Warum das so ist, hat vielfäl-
tige Gründe und es wäre noch
einmal spannend, hier genau-
er hinzusehen.

Im Rahmen dieses Artikels
möchte ich aber vorrangig
darauf blicken, welche Schul-
entwicklung in Telgte über-
haupt möglich ist und den
jüngst eingebrachten Vor-
schlag der Konzeptentwick-
lungsgruppe einer Prüfung
unterziehen.

Die Schullandschaft überall,
auch in Telgte, wird sich ver-
ändern, das steht fest!

Die Frage ist lediglich, ob es
der Politik und den Telgter
BürgerInnen gelingt aktiv auf
die Veränderungsprozesse
Einfluss zu nehmen, oder
nicht.

Die Gründe hierfür sind be-
kannt: Zum einen nehmen die
Schülerzahlen, also die Zahl
der Kinder, die in weiterfüh-
rende Schulen wechseln, be-
dingt durch den demo-
graphischen Wandel stetig ab.
Zum anderen ist beim Schul-

wahlverhalten der Eltern für
ihre Kinder ein deutlicher
Trend hin zum Gymnasium zu
erkennen. Das bedeutet, über
die Hälfte der Schüler und
Schülerinnen, genau genom-
men deren Eltern, wählen
nach der vierten Klasse einen
Wechsel zum Gymnasium.

Die Folgen dieses Wahlver-
haltens lassen sich unter an-
derem an der Telgter
Hauptschule erkennen. Schon
in diesem Jahr wird die Ein-
zügigkeit nur knapp erreicht.

Die Grünen in Telgte haben

sich schon früh auf ein schul-
politisches Eckpunktepapier
verständigt. Es wurde im letz-
ten Pöggsken ausführlich vor-
gestellt und ist auch unter
www.die-grünen-telgte.de
nachseh- und lesbar.

Ziel des Eckpunktepapiers
war es, unabhängig von den
in Frage kommenden konkre-
ten Schulformen, die Anfor-
derungen an eine zukünftige
weiterführende Schule in
Telgte aufzulisten.

Die Forderung, dass auch in
Zukunft in Telgte alle weiter-
führenden Schulabschlüsse
möglich sein sollen, steht für
die Telgter Grünen an oberster
Stelle.

Als neue mögliche Schulform
kam, aufgrund des Zustande-
kommens des schulpoliti-
schen Kompromisses
zwischen SPD, Grüne, CDU
und FDP auf Landesebene,
die Sekundarschule zu den
bestehenden Schulformen
hinzu.

Um es nochmal zu betonen:
Die Sekundarschule ist eine
eigenständige neue Schul-
form. Sie ist nicht bloß eine
Zusammenfassung von
Haupt- und Realschule.

Eine Konzeptentwicklungs-
gruppe nahm in Telgte ihre
Arbeit auf. Bei der Zusam-

mensetzung der Gruppe wur-
de darauf geachtet, dass
sowohl alle weiterführenden
Schulen, die Grundschulen,
als auch der Schulträger ver-
treten sind. Auf die Einbin-
dung der Politik wurde
verzichtet.

Mit Herrn Alois Brinkkötter
(Gesamtschulleiter in Ahlen)
fand man eine ebenso
(fach)kompetente wie auch
konsequente Person als Mo-
derator. Schon vor Aufnahme
der Arbeit der Gruppe war
klar, dass aufgrund der zu-

grunde liegenden Schülerzah-
len in Telgte nur zwei Wege
möglich sind.

Die erste Möglichkeit ist die
Neugründung einer alle bis-
herigen Schulformen erset-
zende Gesamtschule. Dieses
Modell böte allen Schüler die
Möglichkeit jeden Schulab-
schluss (von Hauptschulab-
schluss bis zum Abitur) in
Telgte zu erlangen. Auch wei-
tere Forderungen wie z.B. das
längere gemeinsame Lernen
aller Schüler wären gegeben.
Vorgegeben ist, dass eine Ge-
samtschule als gebundene
Ganztagsschule zu führen ist.
Das bedeutet Unterricht an
mindestens drei Tagen bis
16.00 Uhr. Ein offener Dis-
kussionspunkt wäre, ob die
Möglichkeit geboten werden
könnte, dass Schüler sowohl
nach 8 als auch nach 9 Jahren
ihr Abitur erlangen können.

Allerdings steht der große Zu-
spruch zum Telgter Gymnasi-
um als ein großes Hindernis
einer möglichen Gesamt-
schulgründung im Weg. Diese
Gründung bedeutet unaus-
weichlich das Auslaufen des
Gymnasiums, also einer stark
nachgefragten Schulform in
Telgte.

Die Bezirksregierung in
Münster hat genau aus diesem
Grund signalisiert einer Ge-
samtschulgründung in Telgte
nicht zuzustimmen.

Die favorisierte und vorge-
stellte Lösung der Schulkon-
zeptentwicklungsgruppe ist
die Neugründung einer Se-
kundarschule in enger Koope-
ration mit dem Gymnasium.

Sowohl Haupt- als auch Real-
schule müssen auf Dauer aus-
laufen. Schüler mit Haupt-

bzw. Realschulempfehlung
würden dann die Sekundar-
schule besuchen. Gleichzeitig
können auch Schüler mit ein-
geschränkter- oder Gymna-
sialempfehlung auf diese
Schule. Längeres gemeinsa-
mes Lernen und Unterricht
nach gymnasialen Standards
bieten individuelle Lösungen
bis zum Abitur. Da die Se-
kundarschule allerdings keine
eigene Oberstufe besitzt
(Jahrgang 11 und 12) muss
ein Übergang an das Gymna-
sium sichergestellt werden.
Das längere gemeinsame Ler-
nen ist in der Neukonzeption
einer Sekundarschule ebenso
verankert, wie der gebundene
Ganztag.

Dieses mögliche neue
Schulmodell wurde an mehre-
ren Stellen bereits öffentlich
vorgestellt. Die WN berichte-
te ausführlich hierüber und
alle Grundschuleltern werden
zusätzlich noch die Einladung
zu einem Info-Elternabend
bekommen.

Ich kann nur alle Eltern ermu-
tigen, an den Informations-
veranstaltungen teilzuneh-
men, um sich genau über das
mögliche neue Schulmodell
zu informieren.

Die größte Hürde bei der
Neugründung einer Sekun-
darschule ist das Zustande-
kommen der erforderlichen
Schülerzahl. Es müssen zwin-
gend für die Neugründung der
Schule 75 Anmeldungen vor-
liegen. Das Ministerium zeigt
sich erfahrungsgemäß wenig
kompromissbereit, wenn die
erforderliche Schülerzahl
nicht erreicht wird.

Unserer Meinung nach ist die
Gründung einer Sekundar-

schule unter Beibehaltung des
Gymnasiums in Telgte mehr
als ein gangbarer Kompro-
miss. Wichtig ist aber, dass
die Umsetzung des Konzeptes
auch von der Politik eng be-
gleitet wird.

Besonderes Augenmerk wird
hierbei sicherlich auf die Ko-
operation der Sekundarschule
und des Gymnasiums zu rich-
ten sein. Im Konzept lautet
die Überschrift: Zwei Schulen
ein gemeinsames Ziel.

Von der Elterninformation
über die Lehrerkooperation
bis zum sozialen Miteinander
der Schüler sollen beide
Schulen eng miteinander ko-
operieren. Unser Augenmerk
wird genau auf diese Punkte
gerichtet sein und kritisch
konstruktiv hinterfragt, ob es
gelingt.

Der Inklusionsgedanke ist im
neuen Schulkonzept leider
bisher nur ansatzweise be-
rücksichtigt. Auch dieses ist
noch eine Baustelle, die von
der Politik eng begleitet wer-
den will.

Sollte das Sekundarschulkon-
zept in Telgte scheitern, ist
aber auch klar, dass wir uns
mit aller Kraft für die Grün-
dung einer Gesamtschule in
Telgte einsetzen werden.

u.s.

Sekundarschule inTelgte
Der Weg für Telgte?

Sekundarschulklasse Quelle: Münstersche Zeitung

Grüne News aus Telgte
Jede Woche aktuell und auf den Punkt!
Kostenlos per E­Mail.
Anmeldung unter gruenewelle@gruene­telgte.de

„Wir sind die Tausendfüßler
unter den Anlagenbauern“ zi­
tierte Frank Münstermann, Ju­
niorchef der gleichnamigen
heimischen Firma für Trock­
nungs­ und Ofentechnik bei ei­
nem Besuch von Vertreter­
Innen des Telgter Ortsverban­
des und der Ratsfraktion von
BÜNDNIS'90/Die Grünen einen
Journalisten, der den Unter­
schied zu Mitbewerbern an­
schaulich beschrieb.
Die Gäste aus der Kommu-
nalpolitik ließen sich die his-
torische Entwicklung des
mittelständischen Unterneh-
mens erläutern. Am Anfang -
1845 - stand ein Drei-Mann-
Hufschmiedebetrieb; heute
erwirtschaften 200 Mitarbei-
terInnen aus der Region einen
Umsatz von jährlich 40 Mio.
€ vornehmlich in Europa, aber
ebenso in den USA, China
und Indien. Ratsherr Gerd
Klünder zeigte sich beein-
druckt von der innovativen
Kraft des Unternehmens, die
sich daran ablesen lässt, dass
55 Konstrukteure Maschinen
entwickeln, die von 80 Mitar-
beitern gebaut und ca. 1 5 Ver-
käufer/innen an den Mann,
bzw. die Frau gebracht wer-
den. Beispiel: 20 Stahlband-
trockner für das 2010 neu
gebaute Stahlwerk von Thys-
sen - Krupp in Mobile, Alaba-
ma.

Ein Schwerpunkt der Produk-
tion sind Ofenstraßen, die für
die Herstellung von Glaswolle
eingesetzt werden. Die findet
bekanntlich bei der Wärme-
isolierung reichlich Einsatz.

Im Sinne der Unternehmens-
philosophie „Wir entwickeln
Lösungen“ ist die Palette der
Anlagen aber breiter angelegt:
Von „A“ wie Autoteile über
„D“ wie Drehteller zum Auf-
wickeln schwerer Metallka-
bel, die den Strom von
Offshore-Windanlagen ans
Festland bringen; „F“ wie Fil-
ter in Drehrohröfen der Ze-
mentindustrie, „G“ wie Glas-
wolle, „K“ wie Katalysatoren
oder Kondome, „S“ wie Stahl,
bis „V“ wie Vogelfutter:
Zahlreich sind die Gebrauchs-
gegenstände des Alltags so-
wie industrielle
Komponenten, die der Trock-
nung durch Wärme bedürfen.

Dass gesetzliche Auflagen in
der Wärmeverordnung bei der
Isolierung von Wohnungs
(Alt-)bauten, die Energie ein-
sparen und die Luftver-
schmutzung reduzieren
helfen, auch dazu beitragen,
dass Arbeitsplätze in Telgte
gesichert werden, freut die
KommunalpolitikerInnen.

Beachtlich ist das Engage-
ment des familiengeführten
Unternehmens für Auszubil-
dende. „Durch systematisch
ausgebaute Kontakte zu den
örtlichen Schulen im Rahmen
des Telgter Modells “, so
Magdalena Münstermann,
lernen SchülerInnen Zusam-
menhänge zwischen Theorie
und Praxis kennen und kön-
nen sich als ArbeitnehmerIn-
nen der Zukunft frühzeitig
beruflich orientieren. Wir be-
nötigen den/die IngenieurIn
mit Hochschul- oder Fach-

hochschulabschluss, den/die
technische ZeichnerIn, Spe-
zialisten für Schweißarbeiten.
Es werden also Jugendliche
mit Haupt-, Realschulab-
schluss und Abitur einge-
stellt.“ „Entscheidend sind u.
a. die ‚soft skills‘ “, ergänzt
der Juniorchef. „Wer schon
einmal eine Handballmann-
schaft als Jugendlicher trai-
niert hat, ist im Vorteil. Der
kann nämlich ein Team moti-
vieren.“

Fraktionssprecherin Sabine
Grohnert begrüßt, dass indivi-
duell zugeschnittene Arbeits-
zeitmodelle auch die Pflege
von Angehörigen oder die Be-
treuung erkrankter Kinder er-
möglichen. „Da finden die
Mitarbeiter in den einzelnen
Projektgruppen immer eine
Lösung“, sagt die Seniorche-
fin mit ein wenig Stolz auf die

Zertifizierung als familien-
freundlicher Betrieb. In der
Werkshalle wird gerade ein
Härteofen für Glaswolle end-
montiert: Acht Einheiten à 20
t werden demnächst in einem
Schwerlasttransport mit
Warnlicht über die Autobahn
eskortiert. „Autos haben in-
zwischen nicht einen, sondern
bis zu sieben Katalysatoren“
zeigt sich Frank Münster-
mann zuversichtlich für die
Auftragsbücher der nächsten
Jahre.

Die Grünen Kommunalpoliti-
ker haben nach dem Besuch
den Eindruck, dass Innovati-
onsbereitschaft und Unter-
nehmergeist, scheinbar
mühelos mit westfälischer
Bodenständigkeit gepaart,
auch weiterhin für eine solide
ökonomische Entwicklung
sorgen. Und das bei einer ex-
trem engen Bindung der Ar-
beitnehmer/innen an den
Betrieb: „Wenn einer geht,
dann ins Studium oder in den
Ruhestand“.

b.d.

Grüne Ratsfraktion zu Besuch bei Münstermann

Stetig sinkende SchülerInnen­
zahlen und­ der demographi­
sche Wandel ­werfen ihre
Schatten voraus. Erstmalig
kann im Schuljahr 2012/13 nur
eine Eingangsklasse in West­
bevern gebildet werden. Wel­
cher Handlungsbedarf ergibt
sich hieraus mittelfristig so­
wohl für den Schulträger als
auch aus pädagogischer
Sicht?
Diese Frage wurde am 28. Fe-
bruar in einer von Herrn Dr.
Winfried Kösters moderierten
Veranstaltung erörtert. Nach-
dem alle Fakten und Zahlen

dargelegt und viele Fragen
beantwortet waren, forderte
Dr. Kösters die Anwesenden
auf, die eigenen Argumente
und Gegenargumente der
möglichen Optionen zu be-
nennen. Diskutiert wurde die
Zukunft für nur einen Grund-
schulstandort in Vadrup oder
Westbevern-Dorf. Oder alter-
nativ beide Standorte zu be-
lassen, oder beide aufgeben
und ganz neu bauen.

Als Ergebnis des Abends kam
mit deutlicher Mehrheit her-
aus, dass es aus Sicht der
Teilnehmer/innen nur noch

einen Schulstandort geben
kann. Als Vorteil wurde gese-
hen, dass mit der absehbaren
Zahl der SchülerInnen ein
pädagogisch sinnvolles Schul-
leben nur noch an einem

Standort gut zu gestalten ist.
Alle anderen Lösungen wie
wechselnde Eingangsklassen
oder jahrgangsübergreifender
Unterricht, sowie die gleich-
wertige Ausstattung von zwei

Schulen würde eher zu Lasten
aller Beteiligten führen.

Das "Wo" bleibt noch zu klä-
ren. Denn natürlich möchte
niemand seine Schule am
Wohnort verlieren und es ha-
ben beide Standorte Vor- und
Nachteile. Wichtig ist jetzt,
die nächsten zwei Jahre zu
nutzen und eine gute Lösung
zu erarbeiten. Nicht nur für
den künftigen einen Standort,
sondern auch für das freiwer-
dende Schulgebäude. Denn
auch hier müssen Modelle für
einen lebendigen Ortskern
gefunden werden.

s.g.

St.Christophorus­Schule – wohin?
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Immer wenn das Thema Ent­
wicklung der weiterführenden
Schulen auf die Tagesordnung
kommt, läuft die Diskussion
Gefahr, die sachliche Ebene zu
verlassen und nur noch emo­
tional geleitet geführt zu wer­
den.
Warum das so ist, hat vielfäl-
tige Gründe und es wäre noch
einmal spannend, hier genau-
er hinzusehen.

Im Rahmen dieses Artikels
möchte ich aber vorrangig
darauf blicken, welche Schul-
entwicklung in Telgte über-
haupt möglich ist und den
jüngst eingebrachten Vor-
schlag der Konzeptentwick-
lungsgruppe einer Prüfung
unterziehen.

Die Schullandschaft überall,
auch in Telgte, wird sich ver-
ändern, das steht fest!

Die Frage ist lediglich, ob es
der Politik und den Telgter
BürgerInnen gelingt aktiv auf
die Veränderungsprozesse
Einfluss zu nehmen, oder
nicht.

Die Gründe hierfür sind be-
kannt: Zum einen nehmen die
Schülerzahlen, also die Zahl
der Kinder, die in weiterfüh-
rende Schulen wechseln, be-
dingt durch den demo-
graphischen Wandel stetig ab.
Zum anderen ist beim Schul-

wahlverhalten der Eltern für
ihre Kinder ein deutlicher
Trend hin zum Gymnasium zu
erkennen. Das bedeutet, über
die Hälfte der Schüler und
Schülerinnen, genau genom-
men deren Eltern, wählen
nach der vierten Klasse einen
Wechsel zum Gymnasium.

Die Folgen dieses Wahlver-
haltens lassen sich unter an-
derem an der Telgter
Hauptschule erkennen. Schon
in diesem Jahr wird die Ein-
zügigkeit nur knapp erreicht.

Die Grünen in Telgte haben

sich schon früh auf ein schul-
politisches Eckpunktepapier
verständigt. Es wurde im letz-
ten Pöggsken ausführlich vor-
gestellt und ist auch unter
www.die-grünen-telgte.de
nachseh- und lesbar.

Ziel des Eckpunktepapiers
war es, unabhängig von den
in Frage kommenden konkre-
ten Schulformen, die Anfor-
derungen an eine zukünftige
weiterführende Schule in
Telgte aufzulisten.

Die Forderung, dass auch in
Zukunft in Telgte alle weiter-
führenden Schulabschlüsse
möglich sein sollen, steht für
die Telgter Grünen an oberster
Stelle.

Als neue mögliche Schulform
kam, aufgrund des Zustande-
kommens des schulpoliti-
schen Kompromisses
zwischen SPD, Grüne, CDU
und FDP auf Landesebene,
die Sekundarschule zu den
bestehenden Schulformen
hinzu.

Um es nochmal zu betonen:
Die Sekundarschule ist eine
eigenständige neue Schul-
form. Sie ist nicht bloß eine
Zusammenfassung von
Haupt- und Realschule.

Eine Konzeptentwicklungs-
gruppe nahm in Telgte ihre
Arbeit auf. Bei der Zusam-

mensetzung der Gruppe wur-
de darauf geachtet, dass
sowohl alle weiterführenden
Schulen, die Grundschulen,
als auch der Schulträger ver-
treten sind. Auf die Einbin-
dung der Politik wurde
verzichtet.

Mit Herrn Alois Brinkkötter
(Gesamtschulleiter in Ahlen)
fand man eine ebenso
(fach)kompetente wie auch
konsequente Person als Mo-
derator. Schon vor Aufnahme
der Arbeit der Gruppe war
klar, dass aufgrund der zu-

grunde liegenden Schülerzah-
len in Telgte nur zwei Wege
möglich sind.

Die erste Möglichkeit ist die
Neugründung einer alle bis-
herigen Schulformen erset-
zende Gesamtschule. Dieses
Modell böte allen Schüler die
Möglichkeit jeden Schulab-
schluss (von Hauptschulab-
schluss bis zum Abitur) in
Telgte zu erlangen. Auch wei-
tere Forderungen wie z.B. das
längere gemeinsame Lernen
aller Schüler wären gegeben.
Vorgegeben ist, dass eine Ge-
samtschule als gebundene
Ganztagsschule zu führen ist.
Das bedeutet Unterricht an
mindestens drei Tagen bis
16.00 Uhr. Ein offener Dis-
kussionspunkt wäre, ob die
Möglichkeit geboten werden
könnte, dass Schüler sowohl
nach 8 als auch nach 9 Jahren
ihr Abitur erlangen können.

Allerdings steht der große Zu-
spruch zum Telgter Gymnasi-
um als ein großes Hindernis
einer möglichen Gesamt-
schulgründung im Weg. Diese
Gründung bedeutet unaus-
weichlich das Auslaufen des
Gymnasiums, also einer stark
nachgefragten Schulform in
Telgte.

Die Bezirksregierung in
Münster hat genau aus diesem
Grund signalisiert einer Ge-
samtschulgründung in Telgte
nicht zuzustimmen.

Die favorisierte und vorge-
stellte Lösung der Schulkon-
zeptentwicklungsgruppe ist
die Neugründung einer Se-
kundarschule in enger Koope-
ration mit dem Gymnasium.

Sowohl Haupt- als auch Real-
schule müssen auf Dauer aus-
laufen. Schüler mit Haupt-

bzw. Realschulempfehlung
würden dann die Sekundar-
schule besuchen. Gleichzeitig
können auch Schüler mit ein-
geschränkter- oder Gymna-
sialempfehlung auf diese
Schule. Längeres gemeinsa-
mes Lernen und Unterricht
nach gymnasialen Standards
bieten individuelle Lösungen
bis zum Abitur. Da die Se-
kundarschule allerdings keine
eigene Oberstufe besitzt
(Jahrgang 11 und 12) muss
ein Übergang an das Gymna-
sium sichergestellt werden.
Das längere gemeinsame Ler-
nen ist in der Neukonzeption
einer Sekundarschule ebenso
verankert, wie der gebundene
Ganztag.

Dieses mögliche neue
Schulmodell wurde an mehre-
ren Stellen bereits öffentlich
vorgestellt. Die WN berichte-
te ausführlich hierüber und
alle Grundschuleltern werden
zusätzlich noch die Einladung
zu einem Info-Elternabend
bekommen.

Ich kann nur alle Eltern ermu-
tigen, an den Informations-
veranstaltungen teilzuneh-
men, um sich genau über das
mögliche neue Schulmodell
zu informieren.

Die größte Hürde bei der
Neugründung einer Sekun-
darschule ist das Zustande-
kommen der erforderlichen
Schülerzahl. Es müssen zwin-
gend für die Neugründung der
Schule 75 Anmeldungen vor-
liegen. Das Ministerium zeigt
sich erfahrungsgemäß wenig
kompromissbereit, wenn die
erforderliche Schülerzahl
nicht erreicht wird.

Unserer Meinung nach ist die
Gründung einer Sekundar-

schule unter Beibehaltung des
Gymnasiums in Telgte mehr
als ein gangbarer Kompro-
miss. Wichtig ist aber, dass
die Umsetzung des Konzeptes
auch von der Politik eng be-
gleitet wird.

Besonderes Augenmerk wird
hierbei sicherlich auf die Ko-
operation der Sekundarschule
und des Gymnasiums zu rich-
ten sein. Im Konzept lautet
die Überschrift: Zwei Schulen
ein gemeinsames Ziel.

Von der Elterninformation
über die Lehrerkooperation
bis zum sozialen Miteinander
der Schüler sollen beide
Schulen eng miteinander ko-
operieren. Unser Augenmerk
wird genau auf diese Punkte
gerichtet sein und kritisch
konstruktiv hinterfragt, ob es
gelingt.

Der Inklusionsgedanke ist im
neuen Schulkonzept leider
bisher nur ansatzweise be-
rücksichtigt. Auch dieses ist
noch eine Baustelle, die von
der Politik eng begleitet wer-
den will.

Sollte das Sekundarschulkon-
zept in Telgte scheitern, ist
aber auch klar, dass wir uns
mit aller Kraft für die Grün-
dung einer Gesamtschule in
Telgte einsetzen werden.

u.s.

Sekundarschulklasse Quelle: Münstersche Zeitung

„Wir sind die Tausendfüßler
unter den Anlagenbauern“ zi­
tierte Frank Münstermann, Ju­
niorchef der gleichnamigen
heimischen Firma für Trock­
nungs­ und Ofentechnik bei ei­
nem Besuch von Vertreter­
Innen des Telgter Ortsverban­
des und der Ratsfraktion von
BÜNDNIS'90/Die Grünen einen
Journalisten, der den Unter­
schied zu Mitbewerbern an­
schaulich beschrieb.
Die Gäste aus der Kommu-
nalpolitik ließen sich die his-
torische Entwicklung des
mittelständischen Unterneh-
mens erläutern. Am Anfang -
1845 - stand ein Drei-Mann-
Hufschmiedebetrieb; heute
erwirtschaften 200 Mitarbei-
terInnen aus der Region einen
Umsatz von jährlich 40 Mio.
€ vornehmlich in Europa, aber
ebenso in den USA, China
und Indien. Ratsherr Gerd
Klünder zeigte sich beein-
druckt von der innovativen
Kraft des Unternehmens, die
sich daran ablesen lässt, dass
55 Konstrukteure Maschinen
entwickeln, die von 80 Mitar-
beitern gebaut und ca. 1 5 Ver-
käufer/innen an den Mann,
bzw. die Frau gebracht wer-
den. Beispiel: 20 Stahlband-
trockner für das 2010 neu
gebaute Stahlwerk von Thys-
sen - Krupp in Mobile, Alaba-
ma.

Ein Schwerpunkt der Produk-
tion sind Ofenstraßen, die für
die Herstellung von Glaswolle
eingesetzt werden. Die findet
bekanntlich bei der Wärme-
isolierung reichlich Einsatz.

Im Sinne der Unternehmens-
philosophie „Wir entwickeln
Lösungen“ ist die Palette der
Anlagen aber breiter angelegt:
Von „A“ wie Autoteile über
„D“ wie Drehteller zum Auf-
wickeln schwerer Metallka-
bel, die den Strom von
Offshore-Windanlagen ans
Festland bringen; „F“ wie Fil-
ter in Drehrohröfen der Ze-
mentindustrie, „G“ wie Glas-
wolle, „K“ wie Katalysatoren
oder Kondome, „S“ wie Stahl,
bis „V“ wie Vogelfutter:
Zahlreich sind die Gebrauchs-
gegenstände des Alltags so-
wie industrielle
Komponenten, die der Trock-
nung durch Wärme bedürfen.

Dass gesetzliche Auflagen in
der Wärmeverordnung bei der
Isolierung von Wohnungs
(Alt-)bauten, die Energie ein-
sparen und die Luftver-
schmutzung reduzieren
helfen, auch dazu beitragen,
dass Arbeitsplätze in Telgte
gesichert werden, freut die
KommunalpolitikerInnen.

Beachtlich ist das Engage-
ment des familiengeführten
Unternehmens für Auszubil-
dende. „Durch systematisch
ausgebaute Kontakte zu den
örtlichen Schulen im Rahmen
des Telgter Modells “, so
Magdalena Münstermann,
lernen SchülerInnen Zusam-
menhänge zwischen Theorie
und Praxis kennen und kön-
nen sich als ArbeitnehmerIn-
nen der Zukunft frühzeitig
beruflich orientieren. Wir be-
nötigen den/die IngenieurIn
mit Hochschul- oder Fach-

hochschulabschluss, den/die
technische ZeichnerIn, Spe-
zialisten für Schweißarbeiten.
Es werden also Jugendliche
mit Haupt-, Realschulab-
schluss und Abitur einge-
stellt.“ „Entscheidend sind u.
a. die ‚soft skills‘ “, ergänzt
der Juniorchef. „Wer schon
einmal eine Handballmann-
schaft als Jugendlicher trai-
niert hat, ist im Vorteil. Der
kann nämlich ein Team moti-
vieren.“

Fraktionssprecherin Sabine
Grohnert begrüßt, dass indivi-
duell zugeschnittene Arbeits-
zeitmodelle auch die Pflege
von Angehörigen oder die Be-
treuung erkrankter Kinder er-
möglichen. „Da finden die
Mitarbeiter in den einzelnen
Projektgruppen immer eine
Lösung“, sagt die Seniorche-
fin mit ein wenig Stolz auf die

Zertifizierung als familien-
freundlicher Betrieb. In der
Werkshalle wird gerade ein
Härteofen für Glaswolle end-
montiert: Acht Einheiten à 20
t werden demnächst in einem
Schwerlasttransport mit
Warnlicht über die Autobahn
eskortiert. „Autos haben in-
zwischen nicht einen, sondern
bis zu sieben Katalysatoren“
zeigt sich Frank Münster-
mann zuversichtlich für die
Auftragsbücher der nächsten
Jahre.

Die Grünen Kommunalpoliti-
ker haben nach dem Besuch
den Eindruck, dass Innovati-
onsbereitschaft und Unter-
nehmergeist, scheinbar
mühelos mit westfälischer
Bodenständigkeit gepaart,
auch weiterhin für eine solide
ökonomische Entwicklung
sorgen. Und das bei einer ex-
trem engen Bindung der Ar-
beitnehmer/innen an den
Betrieb: „Wenn einer geht,
dann ins Studium oder in den
Ruhestand“.

b.d.

Grüne Ratsfraktion zu Besuch bei Münstermann

Stetig sinkende SchülerInnen­
zahlen und­ der demographi­
sche Wandel ­werfen ihre
Schatten voraus. Erstmalig
kann im Schuljahr 2012/13 nur
eine Eingangsklasse in West­
bevern gebildet werden. Wel­
cher Handlungsbedarf ergibt
sich hieraus mittelfristig so­
wohl für den Schulträger als
auch aus pädagogischer
Sicht?
Diese Frage wurde am 28. Fe-
bruar in einer von Herrn Dr.
Winfried Kösters moderierten
Veranstaltung erörtert. Nach-
dem alle Fakten und Zahlen

dargelegt und viele Fragen
beantwortet waren, forderte
Dr. Kösters die Anwesenden
auf, die eigenen Argumente
und Gegenargumente der
möglichen Optionen zu be-
nennen. Diskutiert wurde die
Zukunft für nur einen Grund-
schulstandort in Vadrup oder
Westbevern-Dorf. Oder alter-
nativ beide Standorte zu be-
lassen, oder beide aufgeben
und ganz neu bauen.

Als Ergebnis des Abends kam
mit deutlicher Mehrheit her-
aus, dass es aus Sicht der
Teilnehmer/innen nur noch

einen Schulstandort geben
kann. Als Vorteil wurde gese-
hen, dass mit der absehbaren
Zahl der SchülerInnen ein
pädagogisch sinnvolles Schul-
leben nur noch an einem

Standort gut zu gestalten ist.
Alle anderen Lösungen wie
wechselnde Eingangsklassen
oder jahrgangsübergreifender
Unterricht, sowie die gleich-
wertige Ausstattung von zwei

Schulen würde eher zu Lasten
aller Beteiligten führen.

Das "Wo" bleibt noch zu klä-
ren. Denn natürlich möchte
niemand seine Schule am
Wohnort verlieren und es ha-
ben beide Standorte Vor- und
Nachteile. Wichtig ist jetzt,
die nächsten zwei Jahre zu
nutzen und eine gute Lösung
zu erarbeiten. Nicht nur für
den künftigen einen Standort,
sondern auch für das freiwer-
dende Schulgebäude. Denn
auch hier müssen Modelle für
einen lebendigen Ortskern
gefunden werden.

s.g.

St.Christophorus­Schule – wohin?

Die Grüne Ratsfraktion informiert sich bei Münstermann



4 www.gruene­telgte.de Dat Pöggsken

Stadt und lobte die Telgter
Bürgerinnen und Bürger für
ihr Engagement und forderte
die Jugend auf sich dem Ge-
dankengut der Ewiggestrigen
entgegenzustellen sowie sich
gegen Intoleranz zu wehren.

Laura Hülsmann, als Schüle-
rin und Vertreterin der Ju-
gendlichen, stellte in ihrer
Rede die Methoden und Ma-
schen der selbsternannten
„autonomen Nationalisten“
dar und forderte die Jugend
dazu auf, den oft nur auf den
zweiten Blick, rechten Paro-
len und Verschwörungstheori-
en, die durch Gruppen wie
den „Nationalsozialisten
Münster“ verbreitet werden,
keinen Raum zu geben.

Doryn Herbst, als Vertreterin
der Elternpflegschaft und des
Vereins Zib - für die Belange
der Migranten, sprach vom
alltäglichen Rassismus, der
im Kleinen anfängt und durch
den freundlichen und offenen
Umgang miteinander be-
kämpft werden kann. Sie ap-
pellierte für die Einheit in der
Vielfalt.

Adalbert Hoffmann, als Ver-
einsvorsitzender von „Erinne-
rung und Mahnung“ – einem
Verein zur Erinnerung an das
jüdische Leben in Telgte und
an die Folgen der Judenver-

folgung, als auch zur Anmah-
nung der Ursprünge des
Antisemitismuses, regte mit
seiner Rede zur Selbstreflexi-
on an. Man solle sich einmal
fragen, ob man dem andersar-
tigsten Menschen, den man
sich vorstellen kann, die glei-
chen Privilegien und Rechte
zusprechen würde wie sich
selbst.

Das Busunternehmen Bils
hatte auf Anfrage des Bünd-
nisses einen kostenlosen Bus
zur Weiterfahrt zu den Kund-
gebungspunkten an der Auf-
marschroute der Neonazis in

Münster zur Verfügung ge-
stellt. Mit diesem und einem
weiteren voll besetzten Bus
fuhren dann 120 Telgter und
Telgterinnen gut gelaunt und
mit Transparenten im Gepäck
nach Münster.

Das Münsteraner Bündnis
„Kein Meter den Nazis“
konnte das für diesen Tag ge-
setzte Ziel, den Aufmarsch
der Neonazis mit friedlichen
Sitzblockaden zu verhindern,
leider nicht erreichen. Die Po-
lizei sorgte durch eine weit-
räumige Absperrung der
Aufmarschroute und ein deut-

liches Vorgehen gegen die
Versuche der Gegendemons-
tranten, sich in Hör- und
Sichtweite der Neonazis zu
begeben, dafür, dass der Pro-
test ein symbolischer blieb
und die Neonazis auf ihrer
Route, oft außer Sichtweite
der Gegendemonstranten,
marschierten.

Hinzu kam der an einigen
Stellen zweifelhafte Einsatz
von Pfefferspray und Gewalt
seitens der Polizei. So berich-
tete der WDR in der Lokalzeit
vom 3. März über die gewalt-
same Festnahme eines mut-
maßlichen Flaschenwerfers,
der von mehreren Polizisten
überwältigt, bewusstlos ge-
schlagen und mit einer Kopf-
verletzung in die Intensiv-
station eingeliefert wurde.
Noch am selben Abend war
der 21 -jährige Gegendemons-
trant außer Lebensgefahr.
Ebenso sorgt die Repression

der Polizei gegen die Bürger
des Rumphorstviertels für
Diskussionsstoff. So wurden
AnwohnerInnen gezwungen
ihre eigenen Vorgärten zu
räumen und bekamen Haus-
arrest.

Abgesehen von einigen klei-
nen Auseinandersetzungen
mit der Polizei, verlief der
Protest der etwa 6000 Gegen-
demonstrantInnen überaus
friedlich. Die Menschen pro-
testierten friedvoll gegen die
rund 300 Neonazis, die aus
dem ganzen Bundesgebiet
angereist waren und gaben
lauthals und mit Hilfe von
Trillerpfeifen und Musikin-
strumenten (Dudelsäcke,
Trompeten und Trommeln)
ihre Meinung kund. Sowohl
in Telgte als auch in Münster
können wir froh sein, dass die
Bürger nicht wegschauen,
wenn Neonazis aufmarschie-
ren.

Mathias Hoth

Gemeinsame Demonstration gegen Rechtsextremismus
(Fortsetzung von Seite 1)

Stellen Sie sich vor, Sie gehen
mit Ihrem Bruder oder Ihrer
Freundin zum Arzt, weil Sie
krank sind und die Arzthelferin
spricht Ihre Begleitung an,
statt sich an Sie zu wenden:
Seltsam? Nicht für Menschen,
die mit einer Behinderung le­
ben. So Petra Pioch auf der
Auftaktveranstaltung des Krei­
ses Warendorf am 27. Septem­
ber 2011 in Haus Nottbeck
(Oelde ­ Stromberg) zum The­
ma Inklusion.
Die Umsetzung der Konventi-
on der Vereinten Nationen
zum Leben mit Behinderten
ist eine Verpflichtung, die auf
örtlicher Ebene umzusetzen
ist. Die hochkarätigen Funk-
tionäre auf dem Podium dis-
kutierten, ja sie hatten Einiges
zu sagen, ließen Gott sei
Dank auch den Betroffenen
Redezeit. Angenehm war,
dass die Reden für hörgeschä-
digte Menschen direkt in Ge-
bärdensprache übersetzt
wurden.

Der Landrat, Dr. Olaf Geri-
cke, betonte, dass es gelte,
Barrieren in den Köpfen der
Menschen abzubauen. 52.000
EinwohnerInnen im Kreis,
d.h. 1 8% der Bevölkerung, al-
so fast jeder fünfte, leben be-
hindert, davon 2/3 schwer.
Etwa 500 Menschen im Kreis
sind blind oder gehörlos. Ein
großer Anteil der Schwerbe-
hinderten ist älter als 65 Jah-
re.

„Miteinander reden, mit Au-
genmaß vorgehen, barrierefrei
bauen“ so die Deklamation
des Landrates. „Keine Be-
vorzugung integrativer Erzie-
hung; Einführung eines
Wahlrechts im Hinblick auf
die Art der Ausbildung für die
Eltern eines behinderten Kin-
des! “ Klingt das nicht bereits
nach einer geistigen Schere
im Kopf? Die Idee der Inklu-
sion ist schön - aber lasst uns
an den Einrichtungen festhal-
ten, die auf eine separate Be-
treuung und Ausbildung von
Behinderten setzen.

Herr Rainer Limbach, Land-
kreistag Nordrhein-Westfalen
(Dachorganisation der 30
Kreise): Die Behinderten-
rechtskonvention hat einen
völkerrechtlichen Status, steht
damit im Rang einem Bun-

desgesetz gleich. Sie wurde
im Dezember 2006 von den
Vereinten Nationen verab-
schiedet, im März 2007 von
der Bundesrepublik Deutsch-
land unterzeichnet. 9,6 Mil-
lionen Menschen in
Deutschland, also 11 ,7% der
Bevölkerung, leben mit einer
Behinderung.

Die Mehrzahl der Behinde-
rungen ist erworben. 7,1%,
also jeder vierzehnte, ist
schwer behindert. Das Sozial-
gesetzbuch IV gibt eine
gleichberechtigte Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben vor.
Die Artikel 5 - 30 der Kon-
vention regeln die Grundrech-
te der Menschen mit
Behinderungen.

Inklusion lässt den Bedarf an
Integration, den man in den
vergangenen Jahrzehnten er-
mittelte, hinter sich. Es wird
nicht mehr gefragt: „Wie
bringe ich den Menschen mit
Behinderung auf den Stan-
dard, dass er sich (fast) wie
ein durchschnittliches Mit-
glied der Gesellschaft ver-
hält?“ sondern: „Wie verhelfe
ich den Menschen mit Behin-
derung zu einer gleichberech-
tigten Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben?“ Empo-
werment statt Fürsorge.

Behinderung ist nicht statisch,
sondern ein sich verändernder
Zustand: ein Prozess im Aus-
tausch zwischen Menschen
mit und ohne Behinderung.
Es geht darum, dass wir Zu-
stände bekämpfen, aus denen
sich Diskriminierung ergibt.
Daraus ergibt sich auch ein
Recht auf Privatsphäre, auf
Zugang zu Bildung, Gesund-
heit und Wohnorten, die mir
eine Teilhabe an der Gemein-
schaft ermöglichen.

Ist das Recht auf inklusive
Bildung, das in Artikel 24 an-
gesprochen wird, ein öffentli-
ches Recht, d.h. einklagbar?
Das Bundessozialministerium
ist dafür zuständig, dass die
UN-Konvention umgesetzt
wird. Im Sozialgesetzbuch
soll die Gestaltung der Inklu-
sion juristisch belastbar for-
muliert werden. Dazu gehört
z. B. die rechtliche Veranke-
rung des Begriffs „Pflegebe-
dürftigkeit“.

Auf der Ebene des sozialen

Miteinanders geht es darum,
dass die Selbstbilder der
Menschen mit Behinderung
mit den Fremdbildern in Ein-
klang gebracht werden. Ent-
steht Behinderung aus
exogenen Faktoren oder ist
sie eher endogener Natur?
Auch wenn diese Frage nicht
eindeutig beantwortet wird,
sollten wir Menschen mit Be-
hinderung in Ausschüssen
von Kommunen und Kreisen
zu Wort kommen lassen.

Die Beschulung an allgemei-
nen Schulen ist vorrangig.
Die Entscheidung, ob dass
Kind dort oder an einer Schu-
le mit sonderpädagogischem
Schwerpunkt beschult wird,
sollten die Eltern treffen. Fra-
ge: Wer ist für die finanzielle
Ausstattung der Schulen ver-
antwortlich, die inklusiv aus-
bilden und erziehen?

„Disability mainstreaming“:
Behinderte gehören vom
Rand in die Mitte der Gesell-
schaft gerückt. - So was Ähn-
liches gibt's auch mit „Gender
(geschlechtsbezogen) main-
streaming“ - oder ?

Die Umsetzung bedeutet
Konzept und Design für alle:
Bauleitplanung, Verkehrspla-
nung, öffentliche Daseinsvor-
sorge haben sich dem Prozess
einer Teilhabeplanung zu un-
terziehen. Beispiel: Sind
Spielgeräte auf kommunalen
Spielplätzen barrierefrei? An
diesem Beispiel wird das
Prinzip des Sozialraums als
Planungsgrundlage erkenn-
bar.“

Landesrat Hans Meyer (Land-
schaftsverband Westfalen -
Lippe): „Die UN-Behin-
dertenrechtskonvention ist
von 155 Staaten (von ca. 200
weltweit) unterschrieben. 1 00
haben sie ratifiziert. Wenn es
ein Recht auf diskriminie-
rungsfreien Zugang zu allge-

meinbildenden Schulen gibt,
muss ein inklusiver Unterricht
wohnortnah für alle Schüle-
rInnen bereitgestellt werden.

Daraus ergibt sich ein Recht
auf Unterstützung im Regel-
schulsystem. Wenn das Kind
dort nach seinen individuellen
Möglichkeiten gefördert wer-
den soll, ist zieldifferenziertes
Unterrichten erforderlich:
Nicht alle SchülerInnen errei-
chen das gleiche Ziel zur glei-
chen Zeit, arbeiten dennoch
im Unterricht zusammen.

In Deutschland werden der-
zeit 4,8% der Schüler in se-
gregierten Förderschulen
unterrichtet (Das Förder-
schulsystem wurde 1971 be-
gründet). 500.000 Schüler
haben einen sonderpädagogi-
schen Förderbedarf. 400.000
besuchen derzeit eine Förder-
schule.

In NRW sind es von 2,1 5
Millionen SchülerInnen
130.000. Die meisten werden
der Gruppe „lernbehindert“,
bzw. „- beeinträchtigt“ zuge-
rechnet, 1 7 % sind von einer
seelischen Behinderung sowie
Erziehungsproblemen betrof-
fen und erhalten emotionale
und soziale Förderung. Von
dieser Gruppe wiederum sind
80 % männlich. 1 8 % der
SchülerInnen mit Förderbe-
darf werden in Westfalen in
der Regelschule unterrichtet.

In Kindertagesstätten ist die
gemeinsame Erziehung am
stärksten verbreitet: 68 % der
behinderten Kinder gehen in
„Regel–KiTas“; bei den
Grundschulen ist der Anteil
immerhin noch 33% (Kreis
Warendorf: 23%), bei den
weiterführenden Schulen 16%
(Kreis Warendorf: 9%). Von
den SchülerInnen, die Förder-
bedarf bestätigt bekommen
haben und weiterführende
Schulen besuchen, sind 4% an

einer Realschule, 5% an ei-
nem Gymnasium.

Unklar ist die rechtliche Si-
tuation: Oberverwaltungsge-
richte in Hessen und
Niedersachsen haben ent-
schieden, dass es keinen
Rechtsanspruch auf eine Auf-
nahme in eine Regelschule
gibt. In NRW sind landes-
rechtliche Umsetzungsver-
fahren noch erforderlich.
Gutachten (Klemm; Preuss -
Lausitz) sprechen Empfeh-
lungen aus, dass z.B. bis 2020
alle hör- und kommunikati-
onsbeeinträchtigten Schüle-
rInnen an Regelschulen
betreut werden sollen.

Das Schulgesetz Nordrhein-
Westfalen wird mit Wirkung
vom Schuljahr 2013/14 ein
Recht auf inklusive Beschu-
lung für die Klassen 1 und 5
gesetzlich verankern. Sonder-
pädagogen werden dann in
allgemeinbildenden Schulen
unterrichten. Auf dem Weg
dahin - so der Landesrat -
sollten die Regelschulen be-
reits jetzt eine „Kultur des
Behaltens“ entwickeln.

Im Bereich der Jugendhilfe
sichert die UN-Behinderten-
rechtskonvention in Artikel
1 9 das Recht auf eine unab-
hängige Lebensführung zu. In
Artikel 23 Absatz 3 heißt es:
Behinderte haben ein Recht
auf Familienleben. D. h., es
gibt keine Trennung eines
Kindes von den Eltern gegen
deren Willen. Art. 30 sichert
die gleichberechtigte Teilhabe
am kulturellen Leben.

Artikel 7, Absatz 1 : Alle er-
forderlichen Maßnahmen sind
zu treffen, um Kindern mit
Behinderungen die Men-
schenrechte gleichberechtigt
mit anderen Kindern zu ge-
währen. Der Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe betreut
9.600 Kinder mit Behinde-
rungen im Bereich der Ju-
gendhilfe, davon 7.500 in
gemeinsamer Erziehung.

Kindertagesstätten werden für
die Altersgruppe unter drei
Jahren derzeit umgebaut, so
dass dort auch Kinder betreut
werden, die bisher in heilpäd-
agogischen Einrichtungen
untergebracht waren.

b.d.

Inklusion: Vorreiter Kreis Warendorf?
Meinungen zur Inklusion im Kreis Warendorf

Inklusion ist ein Menschenrecht
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Stadt und lobte die Telgter
Bürgerinnen und Bürger für
ihr Engagement und forderte
die Jugend auf sich dem Ge-
dankengut der Ewiggestrigen
entgegenzustellen sowie sich
gegen Intoleranz zu wehren.

Laura Hülsmann, als Schüle-
rin und Vertreterin der Ju-
gendlichen, stellte in ihrer
Rede die Methoden und Ma-
schen der selbsternannten
„autonomen Nationalisten“
dar und forderte die Jugend
dazu auf, den oft nur auf den
zweiten Blick, rechten Paro-
len und Verschwörungstheori-
en, die durch Gruppen wie
den „Nationalsozialisten
Münster“ verbreitet werden,
keinen Raum zu geben.

Doryn Herbst, als Vertreterin
der Elternpflegschaft und des
Vereins Zib - für die Belange
der Migranten, sprach vom
alltäglichen Rassismus, der
im Kleinen anfängt und durch
den freundlichen und offenen
Umgang miteinander be-
kämpft werden kann. Sie ap-
pellierte für die Einheit in der
Vielfalt.

Adalbert Hoffmann, als Ver-
einsvorsitzender von „Erinne-
rung und Mahnung“ – einem
Verein zur Erinnerung an das
jüdische Leben in Telgte und
an die Folgen der Judenver-

folgung, als auch zur Anmah-
nung der Ursprünge des
Antisemitismuses, regte mit
seiner Rede zur Selbstreflexi-
on an. Man solle sich einmal
fragen, ob man dem andersar-
tigsten Menschen, den man
sich vorstellen kann, die glei-
chen Privilegien und Rechte
zusprechen würde wie sich
selbst.

Das Busunternehmen Bils
hatte auf Anfrage des Bünd-
nisses einen kostenlosen Bus
zur Weiterfahrt zu den Kund-
gebungspunkten an der Auf-
marschroute der Neonazis in

Münster zur Verfügung ge-
stellt. Mit diesem und einem
weiteren voll besetzten Bus
fuhren dann 120 Telgter und
Telgterinnen gut gelaunt und
mit Transparenten im Gepäck
nach Münster.

Das Münsteraner Bündnis
„Kein Meter den Nazis“
konnte das für diesen Tag ge-
setzte Ziel, den Aufmarsch
der Neonazis mit friedlichen
Sitzblockaden zu verhindern,
leider nicht erreichen. Die Po-
lizei sorgte durch eine weit-
räumige Absperrung der
Aufmarschroute und ein deut-

liches Vorgehen gegen die
Versuche der Gegendemons-
tranten, sich in Hör- und
Sichtweite der Neonazis zu
begeben, dafür, dass der Pro-
test ein symbolischer blieb
und die Neonazis auf ihrer
Route, oft außer Sichtweite
der Gegendemonstranten,
marschierten.

Hinzu kam der an einigen
Stellen zweifelhafte Einsatz
von Pfefferspray und Gewalt
seitens der Polizei. So berich-
tete der WDR in der Lokalzeit
vom 3. März über die gewalt-
same Festnahme eines mut-
maßlichen Flaschenwerfers,
der von mehreren Polizisten
überwältigt, bewusstlos ge-
schlagen und mit einer Kopf-
verletzung in die Intensiv-
station eingeliefert wurde.
Noch am selben Abend war
der 21 -jährige Gegendemons-
trant außer Lebensgefahr.
Ebenso sorgt die Repression

der Polizei gegen die Bürger
des Rumphorstviertels für
Diskussionsstoff. So wurden
AnwohnerInnen gezwungen
ihre eigenen Vorgärten zu
räumen und bekamen Haus-
arrest.

Abgesehen von einigen klei-
nen Auseinandersetzungen
mit der Polizei, verlief der
Protest der etwa 6000 Gegen-
demonstrantInnen überaus
friedlich. Die Menschen pro-
testierten friedvoll gegen die
rund 300 Neonazis, die aus
dem ganzen Bundesgebiet
angereist waren und gaben
lauthals und mit Hilfe von
Trillerpfeifen und Musikin-
strumenten (Dudelsäcke,
Trompeten und Trommeln)
ihre Meinung kund. Sowohl
in Telgte als auch in Münster
können wir froh sein, dass die
Bürger nicht wegschauen,
wenn Neonazis aufmarschie-
ren.

Mathias Hoth

Gemeinsame Demonstration gegen Rechtsextremismus
(Fortsetzung von Seite 1)
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Stellen Sie sich vor, Sie gehen
mit Ihrem Bruder oder Ihrer
Freundin zum Arzt, weil Sie
krank sind und die Arzthelferin
spricht Ihre Begleitung an,
statt sich an Sie zu wenden:
Seltsam? Nicht für Menschen,
die mit einer Behinderung le­
ben. So Petra Pioch auf der
Auftaktveranstaltung des Krei­
ses Warendorf am 27. Septem­
ber 2011 in Haus Nottbeck
(Oelde ­ Stromberg) zum The­
ma Inklusion.
Die Umsetzung der Konventi-
on der Vereinten Nationen
zum Leben mit Behinderten
ist eine Verpflichtung, die auf
örtlicher Ebene umzusetzen
ist. Die hochkarätigen Funk-
tionäre auf dem Podium dis-
kutierten, ja sie hatten Einiges
zu sagen, ließen Gott sei
Dank auch den Betroffenen
Redezeit. Angenehm war,
dass die Reden für hörgeschä-
digte Menschen direkt in Ge-
bärdensprache übersetzt
wurden.

Der Landrat, Dr. Olaf Geri-
cke, betonte, dass es gelte,
Barrieren in den Köpfen der
Menschen abzubauen. 52.000
EinwohnerInnen im Kreis,
d.h. 1 8% der Bevölkerung, al-
so fast jeder fünfte, leben be-
hindert, davon 2/3 schwer.
Etwa 500 Menschen im Kreis
sind blind oder gehörlos. Ein
großer Anteil der Schwerbe-
hinderten ist älter als 65 Jah-
re.

„Miteinander reden, mit Au-
genmaß vorgehen, barrierefrei
bauen“ so die Deklamation
des Landrates. „Keine Be-
vorzugung integrativer Erzie-
hung; Einführung eines
Wahlrechts im Hinblick auf
die Art der Ausbildung für die
Eltern eines behinderten Kin-
des! “ Klingt das nicht bereits
nach einer geistigen Schere
im Kopf? Die Idee der Inklu-
sion ist schön - aber lasst uns
an den Einrichtungen festhal-
ten, die auf eine separate Be-
treuung und Ausbildung von
Behinderten setzen.

Herr Rainer Limbach, Land-
kreistag Nordrhein-Westfalen
(Dachorganisation der 30
Kreise): Die Behinderten-
rechtskonvention hat einen
völkerrechtlichen Status, steht
damit im Rang einem Bun-

desgesetz gleich. Sie wurde
im Dezember 2006 von den
Vereinten Nationen verab-
schiedet, im März 2007 von
der Bundesrepublik Deutsch-
land unterzeichnet. 9,6 Mil-
lionen Menschen in
Deutschland, also 11 ,7% der
Bevölkerung, leben mit einer
Behinderung.

Die Mehrzahl der Behinde-
rungen ist erworben. 7,1%,
also jeder vierzehnte, ist
schwer behindert. Das Sozial-
gesetzbuch IV gibt eine
gleichberechtigte Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben vor.
Die Artikel 5 - 30 der Kon-
vention regeln die Grundrech-
te der Menschen mit
Behinderungen.

Inklusion lässt den Bedarf an
Integration, den man in den
vergangenen Jahrzehnten er-
mittelte, hinter sich. Es wird
nicht mehr gefragt: „Wie
bringe ich den Menschen mit
Behinderung auf den Stan-
dard, dass er sich (fast) wie
ein durchschnittliches Mit-
glied der Gesellschaft ver-
hält?“ sondern: „Wie verhelfe
ich den Menschen mit Behin-
derung zu einer gleichberech-
tigten Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben?“ Empo-
werment statt Fürsorge.

Behinderung ist nicht statisch,
sondern ein sich verändernder
Zustand: ein Prozess im Aus-
tausch zwischen Menschen
mit und ohne Behinderung.
Es geht darum, dass wir Zu-
stände bekämpfen, aus denen
sich Diskriminierung ergibt.
Daraus ergibt sich auch ein
Recht auf Privatsphäre, auf
Zugang zu Bildung, Gesund-
heit und Wohnorten, die mir
eine Teilhabe an der Gemein-
schaft ermöglichen.

Ist das Recht auf inklusive
Bildung, das in Artikel 24 an-
gesprochen wird, ein öffentli-
ches Recht, d.h. einklagbar?
Das Bundessozialministerium
ist dafür zuständig, dass die
UN-Konvention umgesetzt
wird. Im Sozialgesetzbuch
soll die Gestaltung der Inklu-
sion juristisch belastbar for-
muliert werden. Dazu gehört
z. B. die rechtliche Veranke-
rung des Begriffs „Pflegebe-
dürftigkeit“.

Auf der Ebene des sozialen

Miteinanders geht es darum,
dass die Selbstbilder der
Menschen mit Behinderung
mit den Fremdbildern in Ein-
klang gebracht werden. Ent-
steht Behinderung aus
exogenen Faktoren oder ist
sie eher endogener Natur?
Auch wenn diese Frage nicht
eindeutig beantwortet wird,
sollten wir Menschen mit Be-
hinderung in Ausschüssen
von Kommunen und Kreisen
zu Wort kommen lassen.

Die Beschulung an allgemei-
nen Schulen ist vorrangig.
Die Entscheidung, ob dass
Kind dort oder an einer Schu-
le mit sonderpädagogischem
Schwerpunkt beschult wird,
sollten die Eltern treffen. Fra-
ge: Wer ist für die finanzielle
Ausstattung der Schulen ver-
antwortlich, die inklusiv aus-
bilden und erziehen?

„Disability mainstreaming“:
Behinderte gehören vom
Rand in die Mitte der Gesell-
schaft gerückt. - So was Ähn-
liches gibt's auch mit „Gender
(geschlechtsbezogen) main-
streaming“ - oder ?

Die Umsetzung bedeutet
Konzept und Design für alle:
Bauleitplanung, Verkehrspla-
nung, öffentliche Daseinsvor-
sorge haben sich dem Prozess
einer Teilhabeplanung zu un-
terziehen. Beispiel: Sind
Spielgeräte auf kommunalen
Spielplätzen barrierefrei? An
diesem Beispiel wird das
Prinzip des Sozialraums als
Planungsgrundlage erkenn-
bar.“

Landesrat Hans Meyer (Land-
schaftsverband Westfalen -
Lippe): „Die UN-Behin-
dertenrechtskonvention ist
von 155 Staaten (von ca. 200
weltweit) unterschrieben. 1 00
haben sie ratifiziert. Wenn es
ein Recht auf diskriminie-
rungsfreien Zugang zu allge-

meinbildenden Schulen gibt,
muss ein inklusiver Unterricht
wohnortnah für alle Schüle-
rInnen bereitgestellt werden.

Daraus ergibt sich ein Recht
auf Unterstützung im Regel-
schulsystem. Wenn das Kind
dort nach seinen individuellen
Möglichkeiten gefördert wer-
den soll, ist zieldifferenziertes
Unterrichten erforderlich:
Nicht alle SchülerInnen errei-
chen das gleiche Ziel zur glei-
chen Zeit, arbeiten dennoch
im Unterricht zusammen.

In Deutschland werden der-
zeit 4,8% der Schüler in se-
gregierten Förderschulen
unterrichtet (Das Förder-
schulsystem wurde 1971 be-
gründet). 500.000 Schüler
haben einen sonderpädagogi-
schen Förderbedarf. 400.000
besuchen derzeit eine Förder-
schule.

In NRW sind es von 2,1 5
Millionen SchülerInnen
130.000. Die meisten werden
der Gruppe „lernbehindert“,
bzw. „- beeinträchtigt“ zuge-
rechnet, 1 7 % sind von einer
seelischen Behinderung sowie
Erziehungsproblemen betrof-
fen und erhalten emotionale
und soziale Förderung. Von
dieser Gruppe wiederum sind
80 % männlich. 1 8 % der
SchülerInnen mit Förderbe-
darf werden in Westfalen in
der Regelschule unterrichtet.

In Kindertagesstätten ist die
gemeinsame Erziehung am
stärksten verbreitet: 68 % der
behinderten Kinder gehen in
„Regel–KiTas“; bei den
Grundschulen ist der Anteil
immerhin noch 33% (Kreis
Warendorf: 23%), bei den
weiterführenden Schulen 16%
(Kreis Warendorf: 9%). Von
den SchülerInnen, die Förder-
bedarf bestätigt bekommen
haben und weiterführende
Schulen besuchen, sind 4% an

einer Realschule, 5% an ei-
nem Gymnasium.

Unklar ist die rechtliche Si-
tuation: Oberverwaltungsge-
richte in Hessen und
Niedersachsen haben ent-
schieden, dass es keinen
Rechtsanspruch auf eine Auf-
nahme in eine Regelschule
gibt. In NRW sind landes-
rechtliche Umsetzungsver-
fahren noch erforderlich.
Gutachten (Klemm; Preuss -
Lausitz) sprechen Empfeh-
lungen aus, dass z.B. bis 2020
alle hör- und kommunikati-
onsbeeinträchtigten Schüle-
rInnen an Regelschulen
betreut werden sollen.

Das Schulgesetz Nordrhein-
Westfalen wird mit Wirkung
vom Schuljahr 2013/14 ein
Recht auf inklusive Beschu-
lung für die Klassen 1 und 5
gesetzlich verankern. Sonder-
pädagogen werden dann in
allgemeinbildenden Schulen
unterrichten. Auf dem Weg
dahin - so der Landesrat -
sollten die Regelschulen be-
reits jetzt eine „Kultur des
Behaltens“ entwickeln.

Im Bereich der Jugendhilfe
sichert die UN-Behinderten-
rechtskonvention in Artikel
1 9 das Recht auf eine unab-
hängige Lebensführung zu. In
Artikel 23 Absatz 3 heißt es:
Behinderte haben ein Recht
auf Familienleben. D. h., es
gibt keine Trennung eines
Kindes von den Eltern gegen
deren Willen. Art. 30 sichert
die gleichberechtigte Teilhabe
am kulturellen Leben.

Artikel 7, Absatz 1 : Alle er-
forderlichen Maßnahmen sind
zu treffen, um Kindern mit
Behinderungen die Men-
schenrechte gleichberechtigt
mit anderen Kindern zu ge-
währen. Der Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe betreut
9.600 Kinder mit Behinde-
rungen im Bereich der Ju-
gendhilfe, davon 7.500 in
gemeinsamer Erziehung.

Kindertagesstätten werden für
die Altersgruppe unter drei
Jahren derzeit umgebaut, so
dass dort auch Kinder betreut
werden, die bisher in heilpäd-
agogischen Einrichtungen
untergebracht waren.

b.d.

Inklusion: Vorreiter Kreis Warendorf?
Meinungen zur Inklusion im Kreis Warendorf
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Lange Gesichter gab es An­
fang des Jahres mit dem Fahr­
planwechsel des öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV)
in Telgte. Das Busangebot aus­
gedünnt und am aller­
schlimmsten: Das eindeutig
nach Münster orientierte Telgte
kann in der Woche nach 22.17
Uhr mit öffentlichen Verkehrs­
mitteln von dort nicht mehr er­
reicht werden.
Das löste allerdings Protest
aus: Die Presse entrüstete
sich, Rats-Youngster Marian
Husmann wandte sich direkt
an den Landrat und die Grü-
nen liebäugelten per Antrag
im Rat mit einem Anschluss
an das Münstersche Stadtbus-
system. Wenigstens die Bus-
verbindung um 23.05 Uhr
wurde daraufhin wieder her-
gestellt.

Aber was sagt uns das?

Ganz offensichtlich wird ÖP-
NV immer noch als Zuge-
ständnis an eine Auto-lose
oder/und ökobewegte Min-
derheit betrachtet und das im-
mer hart an der WählerInnen-
und Finanzierungslinie ent-
lang. Letzteres allerdings äu-
ßerst kurzsichtig, denn nichts
ist insgesamt betrachtet so
kostenintensiv wie der moto-
risierte sogenannte Indivi-
dualverkehr. Mit den
Milliarden, die jährlich in den
Straßenbau investiert werden,
könnte schnell ein öffentli-
ches Verkehrssystem geschaf-
fen werden, das ökologischer
wäre, geringere Kosten nach
sich ziehen, und auch ohne
Auto die Bezeichnung "Indi-
vidualverkehr" verdienen
würde.

Nun will man den Autover-
kehr aber auch nicht verbie-
ten, oder man tut es jedenfalls
nicht, da ja an besonders hei-
klen Stellen auch immer
Denkverbote bestehen.

Der Automobilverkehr ist ein
heikler Punkt, weil, zumin-
dest gefühlt, die halbe Wirt-
schaft an der Autoindustrie
und allen Folgekosten wie
Straßenbau, Mineralölindus-
trie, Werkstätten etc. hängt.
Dabei weiß jede/r HalterIn,
was so ein Auto kostet, und
hätte sicher keine Schwierig-
keiten, das Geld für anderes
nutzloses Zeug auszugeben,
das auch Umsatz machen und
dabei weniger Schaden verur-
sachen würde.

However - Autos werden in
absehbarer Zukunft ein Bau-
stein eines jeden Verkehrs-
konzeptes bleiben und sie
können ja auch ökologischer
betrieben werden, als auf die
pyromanische, derzeit ge-
bräuchliche Weise.

Wesentlich wäre ein Perspek-
tivwechsel bei der Verkehrs-
planung. Weg vom Blick
durch die Windschutzscheibe,
hin zur Frage: Wer muss
wann von A nach B und wie
kann man das am besten be-
werkstelligen? Dabei können
Fahrrad, Bus und Bahn
durchaus spürbare Vorteile

haben, wenn die Netze und
Taktungen der Antwort auf
die Frage angepasst werden.

Es ist z.B. nicht besonders
sinnvoll, mit einem Auto zur
Arbeit und zurück zu fahren,
wobei das Auto den ganzen
Tag auf dem Parkplatz vor
sich hin rostet, sofern man
einen gefunden hat. Effizien-
ter wäre es auch, wenn es we-
niger Parkplätze gäbe und
angenehmer, sich in der halb-
en Stunde auf ein Buch, als
auf den Verkehr zu konzen-
trieren.

Allerdings nicht in überfüllten
Bussen und mit zweimal Um-
steigen, wenn man auf jeden
Anschluss zu lange warten
muss. Ziel muss es also sein,
ein Angebot zu schaffen, das
der Nachfrage immer einen
Schritt voraus ist, um den
NutzerInnenkreis immer wei-
ter auszubauen.

Die Grünen haben im Zuge
der Haushaltsberatungen
einen Antrag gestellt, der auf
genau einen solchen Perspek-
tivwechsel zielt. Leider wurde
der mit den Stimmen von
SPD, CDU und FDP ge-
schlossen abgelehnt.

Mobilität ist nicht Auto. Mo-
bilität bedeutet, von A nach B
zu gelangen.

g.k.

Seit Jahren geistert der drei­
oder gar vierspurige Ausbau
der B51 von Münster nach
Telgte durch die Telgter Kom­
munalpolitik ­ zuletzt wieder im
Rahmen des Bebauungsplanes
„Klatenberg­Ost“. Der Ausbau
einer Landes­ oder Bundess­
traße wird dabei immer gerne
als Argumentationshilfe für
oder gegen ein kommunales
Projekt herangezogen. Auch
als Wahlkampf­ thema ist er
immer wieder gerne genom­
men.
Doch wie sieht es in der Rea-
lität aus? Landesstraßenpro-
jekten in einer Höhe von
insgesamt über 700 Mio. Eu-
ro standen Mitteln von gerade
einmal 55 Mio. Euro für das
Jahr 2011 gegenüber. Von
diesen Mitteln müssen aber

nicht nur neue Straßen gebaut,
sondern die bestehenden un-
terhalten werden. Und allein
hierfür sind im Jahr mehr als
diese 55 Mio. Euro aufzu-
wenden. An neue Straßen ist
also noch nicht einmal im An-
satz zu denken.

Dennoch werden munter wei-
ter kostspielige Planungen
durchgeführt für Projekte, die
fast ausnahmslos niemals rea-
lisiert werden können. Und
die dabei entstehenden Pla-
nungskosten fehlen dann zum
Erhalt der bestehenden Stra-
ßen.

Aber warum gibt es dann die-
sen Irrsinn? Oder anders her-
um gefragt: Wer sollte ihn
beenden? Die Landesbehör-
den stehen unter Druck der
Kommunalpolitik und sichern

sich zudem so ihre eigene
Existenz. Die Kommunalpoli-
tik dagegen benutzt die Pro-
jekte für ihre eigenen
politischen Süppchen. Also
eine klassische Win-Win-Si-
tuation? Fast!

Bezahlen muss am Ende 'mal
wieder der Steuerzahler. Und
das im doppelten Sinn. An-

statt das Geld in sinnvolle
Verkehrsprojekte zu stecken,
etwa den Ausbau des ÖPNV
oder dem Bau neuer Radwe-
ge, die auch für die neuen E-
Bikes sicher zu befahren sind,
wird aus rein politischem
Kalkül dem Fetisch „Indivi-
dualverkehr“ gehuldigt, auch
wenn an einer tatsächlichen

Realisierung dieser Projekte
keiner mehr glaubt. So schaut
der Bürger gleich mehrfach in
die Röhre: Das Geld ist weg,
neue Straßen gibt es trotzdem
nicht und ein sinnvolles Ver-
kehrskonzept für die Zukunft
schom 'mal erst recht nicht.

p.s.

Altenheim ist Altenheim. Meh­
rere Ein­Zimmer­Wohnungen
auf einer Etage, jede ca. 25 m²
groß inklusive Flur, Dusche
und WC für eine Person. Das
Essen wird gemeinsam im
Speiseraum eingenommen, so­
fern die BewohnerInnen sich
selbstständig dorthin bewegen
können.
Am 1 . Januar 2011 wurde in
Telgte der Wohnpark St. Cle-
mens eröffnet. Träger: Die St.
Franziskus–Stiftung, die ca.
1 0.000 Angestellte im Bistum
Münster bis hin zur Nordsee
hat, der auch das Franziskus-
Hospital in Münster sowie das
heimische Rochus-Hospital
gehören.

Das Wohnstift erhebt den An-
spruch, alte Menschen in
Telgte in Innenstadtnähe ein
gutes Zuhause zu bieten und
sich wohltuend von Klischees
abzugrenzen, die wir gemein-
hin mit Altenheimunterbrin-
gung verbinden.

41 seniorengerechte Wohnun-
gen wurden errichtet, davon
21 öffentlich gefördert: Letz-
tere sind für eine Person 47
m², für zwei 65 m², für Roll-
stuhlfahrer 65 m² groß. Wer
hier einziehen möchte, benö-
tigt einen Wohnberechti-

gungsschein. Die frei
finanzierten Wohnungen sind
zwischen 52 und 91 m² groß,
ebenso wie die öffentlich ge-
förderten derzeit alle belegt.
Das ist ein Zeichen für das
gute Konzept, das baulich in
lobenswerter Weise umgesetzt
wurde. Sie ermöglicht Teilha-
be, kurze Wege und damit Le-
bensqualität.

Die Hilfsangebote sind um-
fassend. Der Hausnotruf ist
24 Stunden pro Tag erreichbar
und vermittelt einen Kontakt
zu Angehörigen oder einem
Pflegedienst. Er läuft beim
Malteser Hilfsdienst in Wa-
rendorf auf. Der hat ein Infor-
mationsbuch, das die Namen
von Bezugspersonen enthält,
die einen Schlüssel für die
Wohnung des/r Senioren/in

haben. Nur bei sechs Prozent
der Anrufe ist medizinische
Behandlung erforderlich. Der
Besuchsdienst erfolgt z.T. eh-
renamtlich.

Eine Wohnung ist für 21
Mietparteien als Gemein-
schaftsraum eingerichtet. Hier
haben BewohnerInnen die
Einrichtung gemeinsam ange-
schafft und angebracht. Dafür
zahlt jeder 3 - 4 € im Monat
extra. Zur Gestaltung der Zeit
gehören gemeinsame Ausflü-
ge, das Mitsingen im Senio-
renchor der Volkshochschule,
der im St . Clemens / Wohn-
stift probt .

Das Cafe wird als Integrati-
onsbetrieb geführt. Die
Wohneinheit St. Benedikt ist
eine Trainingsgruppe, in der

psychisch kranke Menschen
leben, die später allein woh-
nen. Die Bäckerei des Ro-
chushospitals backt Brot und
Kuchen.

Werden Bewohner in eine
Pflegestufe eingeordnet, ha-
ben sie die Möglichkeit in den
Pflegebereich des Wohnstiftes
umzuziehen. 70% der Be-
wohnerInnen stammen aus
Telgte, andere ziehen ihren
Kindern nach. Vier Kurzzeit-
pflegeapartments sind neben
Wohnungen für körperlich
behinderte Personen unterge-
bracht. Schwersterkrankte
sind in zwei 12er Wohngrup-
pen untergebracht. Im Erdge-
schoss befinden sich

Kurzzeitpflegeplätze, sowie
Möglichkeiten zum Probe-
wohnen.

Bewohnerforum und Heim-
beirat sorgen dafür, dass die
BewohnerInnen Rechte der
Mitbestimmung und Teilhabe
wahrnehmen.

Belastungen aus der unzurei-
chenden Pflege gehen auch
am Wohnstift St. Clemens
nicht vorbei. Die Dokumen-
tationsqualität wird stärker
bewertet als die Pflege und
der Pflegezustand der Be-
wohner selbst. Das zu verbes-
sern ist freilich eine
gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe.

b.d.

Wohnen im Clemens­Park
Die neue Art, im Alter zu leben?

In der konventionellen Inten­
sivtierhaltung ist der Einsatz
von Antibiotika an der Tages­
ordnung. Laut einer Studie der
Landesregierung NRW werden
über 96% der Masthühnchen
während ihres kurzen Lebens
mit Antibiotika behandelt. Die­
ses führt zu zwei schwerwie­
genden Konsequenzen:
- Die meisten der in den Han-
del kommenden Geflügelpro-
dukte sind noch mit
Antibiotika belastet. Neben
den direkten Nebenwirkungen
von Antibiotika auf den Men-
schen werden dadurch Bakte-
rien quasi gegen diese
Antibiotika geimpft. Das
heißt, sie entwickeln eine Wi-
derstandsfähigkeit gegen ein-
zelne Antibiotika, so dass sie
im Ernstfall nicht mehr wir-
kungsvoll bekämpft werden
können. Selbst in Weizen
wurden Antibiotikarückstände

nachwiesen, die wahrschein-
lich über die Düngung mit
Kot von behandelten Tieren
dort hingelangt sind.

- Der permanente Einsatz von
Antibiotika in der Intensiv-
tierhaltung führt bereits beim
Tier selbst zu resistenten Bak-
terienstämmen, die sich häu-
fig auf die in dem Betrieb
arbeitenden Menschen über-
tragen. So wurde bei Untersu-
chungen bei mehr als 50
Prozent, in machen Untersu-
chungen sogar nahezu bei 100
Prozent der in Intensivmast-
betrieben arbeitenden Perso-
nen sogenannte Multi-
resistente Keime festgestellt.
An diesen Multi-resistenten
Keimen sterben inzwischen
nach Angaben der Deutsche
Gesellschaft für Kranken-
haushygiene bis zu 40.000
Menschen jährlich - allein in
Deutschland.

Der Einsatz von Antibiotika
ist in Deutschland nur zur Be-
handlung von kranken Tieren
erlaubt. Streng genommen,
dürfen auch nur genau die er-
krankten Tiere behandelt wer-
den - bei Mastgeflügel-
beständen von bis zu 160.000
Tieren ein Ding der Unmög-
lichkeit. Das alleine wäre
schon Grund genug, Betrie-
ben von solcher Größe die
Zulassung zu verweigern.

Verschärft wird das Problem
durch den zusätzlichen illega-
len Einsatz von Antibiotika.
So werden Antibiotika vor-
beugend eingesetzt, um also
Krankheitsprophylaxe zu be-
treiben. In großem Maße die-
nen Antibiotika auch der
Leistungssteigerung, also zur
Beschleunigung des Wachs-
tums oder zur Erhöhung der
Milchproduktion und damit
zur Erhöhung des Profits.

Diesem illegalen Treiben
muss sofort Einhalt geboten
werden. Die zuständigen
Kreisveterinärämter müssen
dazu angehalten werden, hier
stärker zu kontrollieren und
nicht länger wegzuschauen.
Insbesondere Antibiotika, die
als unverzichtbar für den
Menschen gelten, sollen
grundsätzlich nicht in der
Tierzucht eingesetzt werden
dürfen.

Langfristig kann der Einsatz
von Antibiotika nur durch die
grundsätzliche Abkehr von
der Intensivtierhaltung ver-
hindert werden. Die Hal-
tungsbedingungen in der
konventionellen Massentier-
haltung sind für ein gesundes
Leben der Tiere ohne zusätz-
liche Medikamentengabe
nicht geeignet. Der hohe Kos-
tendruck auf den Erzeuger
zwingt aber den Landwirt zu

immer größeren Beständen,
um konkurrenzfähig und pro-
fitabel zu bleiben. Letztlich
liegt es auch an uns, den Ver-
braucherInnen, billigem
Fleisch und Fleischprodukten
eine Absage zu erteilen und
auf die Herkunft des Flei-
sches zu achten sowie auch
auf das ein oder andere Stück
Fleisch zu verzichten.

p.s.

Thema "Massentierhaltung"Schwerpunkt: Antibiotika­Einsatz

Ursula MindermannDipl.Ing für Augenoptik

Baßfeld 12 48291 TelgteFon 0 25 04 ­ 50 50
www.mindermann­augenoptik.de

Mobilität – was ist das eigentlich?

Ausbau der B51 von Münster nach Telgte
Realität oder Fiktion?

Telgter Grünen mit Maria Klein­Schmeink zu Besuch im Clemens­Park
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Lange Gesichter gab es An­
fang des Jahres mit dem Fahr­
planwechsel des öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV)
in Telgte. Das Busangebot aus­
gedünnt und am aller­
schlimmsten: Das eindeutig
nach Münster orientierte Telgte
kann in der Woche nach 22.17
Uhr mit öffentlichen Verkehrs­
mitteln von dort nicht mehr er­
reicht werden.
Das löste allerdings Protest
aus: Die Presse entrüstete
sich, Rats-Youngster Marian
Husmann wandte sich direkt
an den Landrat und die Grü-
nen liebäugelten per Antrag
im Rat mit einem Anschluss
an das Münstersche Stadtbus-
system. Wenigstens die Bus-
verbindung um 23.05 Uhr
wurde daraufhin wieder her-
gestellt.

Aber was sagt uns das?

Ganz offensichtlich wird ÖP-
NV immer noch als Zuge-
ständnis an eine Auto-lose
oder/und ökobewegte Min-
derheit betrachtet und das im-
mer hart an der WählerInnen-
und Finanzierungslinie ent-
lang. Letzteres allerdings äu-
ßerst kurzsichtig, denn nichts
ist insgesamt betrachtet so
kostenintensiv wie der moto-
risierte sogenannte Indivi-
dualverkehr. Mit den
Milliarden, die jährlich in den
Straßenbau investiert werden,
könnte schnell ein öffentli-
ches Verkehrssystem geschaf-
fen werden, das ökologischer
wäre, geringere Kosten nach
sich ziehen, und auch ohne
Auto die Bezeichnung "Indi-
vidualverkehr" verdienen
würde.

Nun will man den Autover-
kehr aber auch nicht verbie-
ten, oder man tut es jedenfalls
nicht, da ja an besonders hei-
klen Stellen auch immer
Denkverbote bestehen.

Der Automobilverkehr ist ein
heikler Punkt, weil, zumin-
dest gefühlt, die halbe Wirt-
schaft an der Autoindustrie
und allen Folgekosten wie
Straßenbau, Mineralölindus-
trie, Werkstätten etc. hängt.
Dabei weiß jede/r HalterIn,
was so ein Auto kostet, und
hätte sicher keine Schwierig-
keiten, das Geld für anderes
nutzloses Zeug auszugeben,
das auch Umsatz machen und
dabei weniger Schaden verur-
sachen würde.

However - Autos werden in
absehbarer Zukunft ein Bau-
stein eines jeden Verkehrs-
konzeptes bleiben und sie
können ja auch ökologischer
betrieben werden, als auf die
pyromanische, derzeit ge-
bräuchliche Weise.

Wesentlich wäre ein Perspek-
tivwechsel bei der Verkehrs-
planung. Weg vom Blick
durch die Windschutzscheibe,
hin zur Frage: Wer muss
wann von A nach B und wie
kann man das am besten be-
werkstelligen? Dabei können
Fahrrad, Bus und Bahn
durchaus spürbare Vorteile

haben, wenn die Netze und
Taktungen der Antwort auf
die Frage angepasst werden.

Es ist z.B. nicht besonders
sinnvoll, mit einem Auto zur
Arbeit und zurück zu fahren,
wobei das Auto den ganzen
Tag auf dem Parkplatz vor
sich hin rostet, sofern man
einen gefunden hat. Effizien-
ter wäre es auch, wenn es we-
niger Parkplätze gäbe und
angenehmer, sich in der halb-
en Stunde auf ein Buch, als
auf den Verkehr zu konzen-
trieren.

Allerdings nicht in überfüllten
Bussen und mit zweimal Um-
steigen, wenn man auf jeden
Anschluss zu lange warten
muss. Ziel muss es also sein,
ein Angebot zu schaffen, das
der Nachfrage immer einen
Schritt voraus ist, um den
NutzerInnenkreis immer wei-
ter auszubauen.

Die Grünen haben im Zuge
der Haushaltsberatungen
einen Antrag gestellt, der auf
genau einen solchen Perspek-
tivwechsel zielt. Leider wurde
der mit den Stimmen von
SPD, CDU und FDP ge-
schlossen abgelehnt.

Mobilität ist nicht Auto. Mo-
bilität bedeutet, von A nach B
zu gelangen.

g.k.

Seit Jahren geistert der drei­
oder gar vierspurige Ausbau
der B51 von Münster nach
Telgte durch die Telgter Kom­
munalpolitik ­ zuletzt wieder im
Rahmen des Bebauungsplanes
„Klatenberg­Ost“. Der Ausbau
einer Landes­ oder Bundess­
traße wird dabei immer gerne
als Argumentationshilfe für
oder gegen ein kommunales
Projekt herangezogen. Auch
als Wahlkampf­ thema ist er
immer wieder gerne genom­
men.
Doch wie sieht es in der Rea-
lität aus? Landesstraßenpro-
jekten in einer Höhe von
insgesamt über 700 Mio. Eu-
ro standen Mitteln von gerade
einmal 55 Mio. Euro für das
Jahr 2011 gegenüber. Von
diesen Mitteln müssen aber

nicht nur neue Straßen gebaut,
sondern die bestehenden un-
terhalten werden. Und allein
hierfür sind im Jahr mehr als
diese 55 Mio. Euro aufzu-
wenden. An neue Straßen ist
also noch nicht einmal im An-
satz zu denken.

Dennoch werden munter wei-
ter kostspielige Planungen
durchgeführt für Projekte, die
fast ausnahmslos niemals rea-
lisiert werden können. Und
die dabei entstehenden Pla-
nungskosten fehlen dann zum
Erhalt der bestehenden Stra-
ßen.

Aber warum gibt es dann die-
sen Irrsinn? Oder anders her-
um gefragt: Wer sollte ihn
beenden? Die Landesbehör-
den stehen unter Druck der
Kommunalpolitik und sichern

sich zudem so ihre eigene
Existenz. Die Kommunalpoli-
tik dagegen benutzt die Pro-
jekte für ihre eigenen
politischen Süppchen. Also
eine klassische Win-Win-Si-
tuation? Fast!

Bezahlen muss am Ende 'mal
wieder der Steuerzahler. Und
das im doppelten Sinn. An-

statt das Geld in sinnvolle
Verkehrsprojekte zu stecken,
etwa den Ausbau des ÖPNV
oder dem Bau neuer Radwe-
ge, die auch für die neuen E-
Bikes sicher zu befahren sind,
wird aus rein politischem
Kalkül dem Fetisch „Indivi-
dualverkehr“ gehuldigt, auch
wenn an einer tatsächlichen

Realisierung dieser Projekte
keiner mehr glaubt. So schaut
der Bürger gleich mehrfach in
die Röhre: Das Geld ist weg,
neue Straßen gibt es trotzdem
nicht und ein sinnvolles Ver-
kehrskonzept für die Zukunft
schom 'mal erst recht nicht.

p.s.

Altenheim ist Altenheim. Meh­
rere Ein­Zimmer­Wohnungen
auf einer Etage, jede ca. 25 m²
groß inklusive Flur, Dusche
und WC für eine Person. Das
Essen wird gemeinsam im
Speiseraum eingenommen, so­
fern die BewohnerInnen sich
selbstständig dorthin bewegen
können.
Am 1 . Januar 2011 wurde in
Telgte der Wohnpark St. Cle-
mens eröffnet. Träger: Die St.
Franziskus–Stiftung, die ca.
1 0.000 Angestellte im Bistum
Münster bis hin zur Nordsee
hat, der auch das Franziskus-
Hospital in Münster sowie das
heimische Rochus-Hospital
gehören.

Das Wohnstift erhebt den An-
spruch, alte Menschen in
Telgte in Innenstadtnähe ein
gutes Zuhause zu bieten und
sich wohltuend von Klischees
abzugrenzen, die wir gemein-
hin mit Altenheimunterbrin-
gung verbinden.

41 seniorengerechte Wohnun-
gen wurden errichtet, davon
21 öffentlich gefördert: Letz-
tere sind für eine Person 47
m², für zwei 65 m², für Roll-
stuhlfahrer 65 m² groß. Wer
hier einziehen möchte, benö-
tigt einen Wohnberechti-

gungsschein. Die frei
finanzierten Wohnungen sind
zwischen 52 und 91 m² groß,
ebenso wie die öffentlich ge-
förderten derzeit alle belegt.
Das ist ein Zeichen für das
gute Konzept, das baulich in
lobenswerter Weise umgesetzt
wurde. Sie ermöglicht Teilha-
be, kurze Wege und damit Le-
bensqualität.

Die Hilfsangebote sind um-
fassend. Der Hausnotruf ist
24 Stunden pro Tag erreichbar
und vermittelt einen Kontakt
zu Angehörigen oder einem
Pflegedienst. Er läuft beim
Malteser Hilfsdienst in Wa-
rendorf auf. Der hat ein Infor-
mationsbuch, das die Namen
von Bezugspersonen enthält,
die einen Schlüssel für die
Wohnung des/r Senioren/in

haben. Nur bei sechs Prozent
der Anrufe ist medizinische
Behandlung erforderlich. Der
Besuchsdienst erfolgt z.T. eh-
renamtlich.

Eine Wohnung ist für 21
Mietparteien als Gemein-
schaftsraum eingerichtet. Hier
haben BewohnerInnen die
Einrichtung gemeinsam ange-
schafft und angebracht. Dafür
zahlt jeder 3 - 4 € im Monat
extra. Zur Gestaltung der Zeit
gehören gemeinsame Ausflü-
ge, das Mitsingen im Senio-
renchor der Volkshochschule,
der im St . Clemens / Wohn-
stift probt .

Das Cafe wird als Integrati-
onsbetrieb geführt. Die
Wohneinheit St. Benedikt ist
eine Trainingsgruppe, in der

psychisch kranke Menschen
leben, die später allein woh-
nen. Die Bäckerei des Ro-
chushospitals backt Brot und
Kuchen.

Werden Bewohner in eine
Pflegestufe eingeordnet, ha-
ben sie die Möglichkeit in den
Pflegebereich des Wohnstiftes
umzuziehen. 70% der Be-
wohnerInnen stammen aus
Telgte, andere ziehen ihren
Kindern nach. Vier Kurzzeit-
pflegeapartments sind neben
Wohnungen für körperlich
behinderte Personen unterge-
bracht. Schwersterkrankte
sind in zwei 12er Wohngrup-
pen untergebracht. Im Erdge-
schoss befinden sich

Kurzzeitpflegeplätze, sowie
Möglichkeiten zum Probe-
wohnen.

Bewohnerforum und Heim-
beirat sorgen dafür, dass die
BewohnerInnen Rechte der
Mitbestimmung und Teilhabe
wahrnehmen.

Belastungen aus der unzurei-
chenden Pflege gehen auch
am Wohnstift St. Clemens
nicht vorbei. Die Dokumen-
tationsqualität wird stärker
bewertet als die Pflege und
der Pflegezustand der Be-
wohner selbst. Das zu verbes-
sern ist freilich eine
gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe.

b.d.

Wohnen im Clemens­Park
Die neue Art, im Alter zu leben?

In der konventionellen Inten­
sivtierhaltung ist der Einsatz
von Antibiotika an der Tages­
ordnung. Laut einer Studie der
Landesregierung NRW werden
über 96% der Masthühnchen
während ihres kurzen Lebens
mit Antibiotika behandelt. Die­
ses führt zu zwei schwerwie­
genden Konsequenzen:
- Die meisten der in den Han-
del kommenden Geflügelpro-
dukte sind noch mit
Antibiotika belastet. Neben
den direkten Nebenwirkungen
von Antibiotika auf den Men-
schen werden dadurch Bakte-
rien quasi gegen diese
Antibiotika geimpft. Das
heißt, sie entwickeln eine Wi-
derstandsfähigkeit gegen ein-
zelne Antibiotika, so dass sie
im Ernstfall nicht mehr wir-
kungsvoll bekämpft werden
können. Selbst in Weizen
wurden Antibiotikarückstände

nachwiesen, die wahrschein-
lich über die Düngung mit
Kot von behandelten Tieren
dort hingelangt sind.

- Der permanente Einsatz von
Antibiotika in der Intensiv-
tierhaltung führt bereits beim
Tier selbst zu resistenten Bak-
terienstämmen, die sich häu-
fig auf die in dem Betrieb
arbeitenden Menschen über-
tragen. So wurde bei Untersu-
chungen bei mehr als 50
Prozent, in machen Untersu-
chungen sogar nahezu bei 100
Prozent der in Intensivmast-
betrieben arbeitenden Perso-
nen sogenannte Multi-
resistente Keime festgestellt.
An diesen Multi-resistenten
Keimen sterben inzwischen
nach Angaben der Deutsche
Gesellschaft für Kranken-
haushygiene bis zu 40.000
Menschen jährlich - allein in
Deutschland.

Der Einsatz von Antibiotika
ist in Deutschland nur zur Be-
handlung von kranken Tieren
erlaubt. Streng genommen,
dürfen auch nur genau die er-
krankten Tiere behandelt wer-
den - bei Mastgeflügel-
beständen von bis zu 160.000
Tieren ein Ding der Unmög-
lichkeit. Das alleine wäre
schon Grund genug, Betrie-
ben von solcher Größe die
Zulassung zu verweigern.

Verschärft wird das Problem
durch den zusätzlichen illega-
len Einsatz von Antibiotika.
So werden Antibiotika vor-
beugend eingesetzt, um also
Krankheitsprophylaxe zu be-
treiben. In großem Maße die-
nen Antibiotika auch der
Leistungssteigerung, also zur
Beschleunigung des Wachs-
tums oder zur Erhöhung der
Milchproduktion und damit
zur Erhöhung des Profits.

Diesem illegalen Treiben
muss sofort Einhalt geboten
werden. Die zuständigen
Kreisveterinärämter müssen
dazu angehalten werden, hier
stärker zu kontrollieren und
nicht länger wegzuschauen.
Insbesondere Antibiotika, die
als unverzichtbar für den
Menschen gelten, sollen
grundsätzlich nicht in der
Tierzucht eingesetzt werden
dürfen.

Langfristig kann der Einsatz
von Antibiotika nur durch die
grundsätzliche Abkehr von
der Intensivtierhaltung ver-
hindert werden. Die Hal-
tungsbedingungen in der
konventionellen Massentier-
haltung sind für ein gesundes
Leben der Tiere ohne zusätz-
liche Medikamentengabe
nicht geeignet. Der hohe Kos-
tendruck auf den Erzeuger
zwingt aber den Landwirt zu

immer größeren Beständen,
um konkurrenzfähig und pro-
fitabel zu bleiben. Letztlich
liegt es auch an uns, den Ver-
braucherInnen, billigem
Fleisch und Fleischprodukten
eine Absage zu erteilen und
auf die Herkunft des Flei-
sches zu achten sowie auch
auf das ein oder andere Stück
Fleisch zu verzichten.

p.s.

Thema "Massentierhaltung"Schwerpunkt: Antibiotika­Einsatz

Quelle: OpenStreetMaps
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Atomkraft? ­ Nur mit uns! Ein
knackiges Motto für die FDP im
anstehenden Wahlkampf hät­
ten wir also schon gefunden.
Schade dass es kein Bundes­
tagswahlkampf ist. Dann könn­
te Herr Rösler mit seinem
energiepolitischen Salto rück­
wärts aus dem Stand, einer be­
liebten Standardfigur der
schwarz­gelben Regierungs­
akrobatik, beim Publikum
nochmal so richtig punkten.
Dabei sollte er Bauchlandun-
gen jedoch vermeiden, denn
das gibt reichlich Abzüge in
der B-Note, und das Parkett
ist verdammt rutschig. Nicht
nur Opposition und Umwelt-

verbände, also die üblichen
Verdächtigen, laufen Sturm
gegen die geplante Absen-
kung der Einspeisevergütung
für Solarstrom, auch Hand-
werk und Industrie melden
sich mittlerweile äußerst kri-
tisch zu Wort. Neben einem
Jahresumsatz von 10–15 Mrd.
€ für die Unternehmen steht
auch ein großer Teil der
75.000 Arbeitsplätze auf dem
Spiel, die in Deutschland an
der Solarbranche hängen.

Völlig unverständlich für aus-
gerechnet den Wirtschaftsmi-
nister, dessen Partei für sich
beansprucht, der parlamenta-
rische Arm des Mittelstands

zu sein.

Aber sehen wir uns Röslers
Argumente doch erst mal an:
Hauptargument ist das Un-
gleichgewicht zwischen den
50% (8 Mrd. €), die in 2011
aus den Einspeisevergütungen
an Betreiber von Photovol-
taikanlagen gezahlt wurden
und den „nur“ 15% (14,5
Terrawatt/a), die die solare
Stromerzeugung zu den „Er-
neuerbaren“ beiträgt. Festzu-
stellen ist dazu, dass die
Photovoltaik auf Dauer die
aussichtsreichste Kandidatin
für die Sicherstellung der
Stromversorgung durch un-
schädliche Technologien ist.
Für Solarstrom wird weder
die Landschaft verspargelt,
noch muss sie mit Mais gefüt-
tert werden, und Flächen sind
allein auf den Dächern ausrei-
chend vorhanden.

Franz Alt war extra in Telgte,
um uns mitzuteilen, dass das
10.000fache unseres Energie-
bedarfs an Sonnenenergie auf
der Erde ankommt. Das ist für
den Energiebedarf in Telgte
die Energie, die auf einem
Hektar ankommt! Zweitens
möchte der Wirtschaftsminis-
ter den Verbraucher vor hohen

Strompreisen schützen. Fest-
zustellen ist, dass eine vier-
köpfige Familie in 2011 im
Durchschnitt 5.83 € pro Mo-
nat für die Zahlungen über
das EEG, für die Gewinne der
Stromkonzerne jedoch 31 ,33
€ berappt hat. Und die energi-
eintensiven Industrieunter-
nehmen sind dabei schon von
den Zahlungen befreit. Das
zahlen wir bereits mit.

Und was bezahlen wir da ei-
gentlich? Nicht etwa den hö-
heren Preis, den Ökostrom
kostet, sondern den Ausbau
der unschädlichen Energieer-
zeugung, also eine vorüberge-
hende Belastung, die absolut
gerechtfertigt erscheint, wenn
man bedenkt, was wir unseren
Kindern an Atommüll und
Co2 hinterlassen. Wenigstens
das können wir anständiger-
weise leisten.

Zum Dritten will der Wirt-
schaftsminister nicht die billi-
gen Hersteller in China
subventionieren. Tja, Herr
Rösler, wenn die von Ihnen
geplanten Kürzungen be-
schlossen werden, bleibt auch
wirklich nichts Anderes übrig,
als dort zu kaufen. Die Pro-
dukte Deutscher Hersteller

rechnen sich dann nicht mehr.

Aus wirtschaftspolitischer
Sicht ist das nicht zu verste-
hen. Kann es sein, Herr Rös-
ler, dass sie die Atomkraft
durch die kalte Küche wieder
einführen wollen? Kann es
sein, dass Sie daran arbeiten,
die Energiewende zu verhin-
dern? Kein Wunder, dass Herr
Röttgen nach Düsseldorfwill.

g.k.

Neben unserem Web­Auftritt
und der Grünen Welle gibt es
Infos über die Grünen in Telgte
jetzt auch via Facebook. Natür­
lich bleibt das Pöggsken als
Print­Medium in bewährter
Form erhalten.
Facebook erlaubt eine noch
schnellere Kommunikation
und das in beide Richtungen.
Bei kurzfristigen Aktionen
wie beispielsweise bei der
Demo gegen Rechtsextremis-
mus hat sich Facebook bereits
bestens bewährt.

Falls ihr also auf dem Lau-
fenden bleiben oder uns 'mal
eben etwas mitteilen wollt,
seid ihr hier an der richtigen
Adresse. Natürlich könnt ihr
auch viele Grüne bereits di-
rekt via Facebook erreichen.

Unser Facebook-Name lautet:
"Bündnis 89/Die Grünen
Telgte". Bis bald bei Face-
book!

p.s.

Der Telgter Dreiklang –
Propsteikirche, Kapelle und
Museum ­ ist weit über Telgte
hinaus bekannt, sozusagen „in
aller Munde“. Doch was
übertragen gemeint ist, kann
jetzt im wörtlichen Sinne
Wirklichkeit werden: Denn seit
kurzem gibt es eine fair
gehandelte Schokolade, den
„Telgter Schoko­Dreiklang“.
In drei
Geschmacksrichtungen –
Vollmilch, Zartbitter und
Melange – hat die Initiative
Fairtrade-Stadt Telgte eine
Schokolade mit den Motiven
der Clemenskirche, der
Wallfahrtskapelle und des
Museums auf den Markt
gebracht.

„Unsere Schokolade in bester
Bio-Qualität wird von der
Hofer Konditorei Vetter
handgeschöpft,“ so Rainer
Rösmann von der Initiative,
„und natürlich sind die

verwendeten Zutaten wie
Kakao und Rohrzucker aus
Fairem Handel. Damit ist
sichergestellt, dass die
Arbeiter auf den Plantagen in
den Ländern des Südens einen
auskömmlichen Lohn für ihre
Arbeit erhalten.“

Die Schokolade ist in den
Weltläden und in vielen
Einzelhandelsgeschäften in
Telgte erhältlich. Neben den
100 g-Tafeln gibt es auch eine
kleinere Variante, die
sogenannten Telgter „Schoko-

Happen“. Diese werden als
Vollmilch, Zartbitter- und
weiße Schokolade angeboten.

Damit gesellt sich zu dem fair
gehandelten TelgteKaffee, der
seit sieben Jahren auf dem
Markt ist, ein weiteres
Produkt aus Fairem Handel
unter einem Telgter Label.
Wie schon der TelgteKaffee
stößt auch die Schokolade auf
eine starke Nachfrage, das
zeigte sich bereits in den
ersten Wochen des Verkaufs.

Uwe Werdermann

Zunehmend wird die alternati­
ve Energieerzeugung durch
Windräder zu einem Industrie­
zweig wie jeder andere auch.
Also auch mit ähnlichen Um­
weltproblemen wie jeder ande­
re Industriezweig.
Die Akzeptanz von immer
größer werdenden Windkraft-
anlagen auf dem Land
schwindet immer mehr. Oh-
nehin gibt es bundesweit nur
relativ wenige geeignete
Standorte. Zumeist liegen die-
se Standorte dann auch an ex-
ponierten Stellen, wo sie das
Landschaftsbild beeinträchti-
gen oder Anwohner belasten
können.

Die mittlerweile in Mode ge-
kommenen Offshore-Anlagen
in der Nordsee werfen wieder
neue Probleme auf: wie soll
der Strom nach Süddeutsch-
land kommen? Wie sind die
Auswirkungen auf empfindli-
che Ökosysteme wie zum
Beispiel das Wattenmeer? Die
Megaanlagen in der Nordsee
werden auch nur von Großin-
vestoren betrieben werden
können, was wiederum die
Abhängigkeit von einigen
wenigen Stromerzeugern be-
günstigt.

Was diese Konzerne mit ihrer
Marktmacht anrichten kön-
nen, wurde uns unlängst (vor
der 2. Energiewende der Bun-
desregierung) mit der Verlän-
gerung der Laufzeiten der
Atomkraftwerke vor Augen
geführt. Damit wir uns nicht
falsch verstehen: die konven-
tionelle Windkrafterzeugung
ist und bleibt ein wesentlicher
Bestandteil der Energiewen-
de!

Die Energiewende allein
durch solche Windräder si-
cherzustellen ist allerdings
unrealistisch. Erkennbar ist
das auch an den Abmessun-
gen heutiger Anlagen. Die
derzeit größte Windkraftanla-
ge der Welt hat eine Naben-
höhe von 135 Metern ist
7.000 Tonnen schwer und
kostete 11 Millionen Euro.
Leider ist die Energieausbeute
trotz der enormen Höhe und
dem eingesetzten Material
eher gering, da die nutzbare
Windenergie in Höhen bis
200 Metern begrenzt ist.

Ganz anders sieht das in Hö-
hen darüber aus. Beim Ertrag
der Windanlagen gilt ganz
grundsätzlich je höher desto
besser. Also am besten den

Wind in Höhen über 200 Me-
ter bis 10.000(! ) Meter ein-
fangen. Unmöglich? Das
sehen Forscher weltweit an-
ders. Sie widmen sich der
Nutzung von High Altitude
Wind Energy (HAWE). Zu
gut deutsch: Höhenwind
Energiesysteme.

Das Prinzip kennen alle vom
Drachensteigen: je höher ein
Winddrache steigt desto kräf-
tiger zieht er. Die Energieaus-
beute ist also um ein viel-
faches höher als bei den kon-
ventionellen Windrädern in
Bodennähe. Bei der HAWE-
Technologie soll der Wind in
Höhen von 200 bis 12.000(! )
m genutzt werden. Möglich
sind Anlagen am Boden und
in der Luft.

Natürlich ist da vieles noch
Zukunftsmusik, aber erste

Anlagen werden bereits er-
richtet. Die Firma Magenn
vermarktet bereits ein erstes
solches System, das in einer
Höhe von 300 Metern arbei-
tet.

Und denken wir doch mal 30
Jahre zurück. Wer hätte da
ernsthaft behauptet, Deutsch-
land könne einen Großteil
seiner Energie aus regenerati-
ven Energien beziehen? Ok,
vermutlich wir! Aber warum
schreiben wir hier darüber?

Für uns als Kommunalpoliti-
ker geht es darum, die Ener-
giepolitik nicht auf
konventionelle Windräder zu
begrenzen. Das heißt zum
Beispiel für Telgte im Flä-
chennutzungsplan nicht nur
einige wenige Windräder ein-
zuplanen, sondern auch den
Blick in die Zukunft zu rich-

ten und neue Ernergiequellen
nicht auszuschließen.

Hintergrundinformationen der
FH Münster zu HAWE:
http://www.ibl.fh-muens-
ter.de/kitewiki/index.php?tit-
le=Kategorie%3AIndustrielle
_Anwendung

m.b.

Kontaktadressen
Ortsverband:
Peter SpiekerWaldweg 2748291 Telgte
Tel. 93 26 10

Ratsfraktion:
Sabine GrohnertHasenkamp 4548291 Telgte
Tel. 7 70 96

www.gruene­telgte.de

Wo der Wind stets weht!
HAWE Windräder

Telgter Dreiklang in aller Munde

Nuclear Wars – Episode V:Das Atom­Imperium schlägt zurück
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Atomkraft? ­ Nur mit uns! Ein
knackiges Motto für die FDP im
anstehenden Wahlkampf hät­
ten wir also schon gefunden.
Schade dass es kein Bundes­
tagswahlkampf ist. Dann könn­
te Herr Rösler mit seinem
energiepolitischen Salto rück­
wärts aus dem Stand, einer be­
liebten Standardfigur der
schwarz­gelben Regierungs­
akrobatik, beim Publikum
nochmal so richtig punkten.
Dabei sollte er Bauchlandun-
gen jedoch vermeiden, denn
das gibt reichlich Abzüge in
der B-Note, und das Parkett
ist verdammt rutschig. Nicht
nur Opposition und Umwelt-

verbände, also die üblichen
Verdächtigen, laufen Sturm
gegen die geplante Absen-
kung der Einspeisevergütung
für Solarstrom, auch Hand-
werk und Industrie melden
sich mittlerweile äußerst kri-
tisch zu Wort. Neben einem
Jahresumsatz von 10–15 Mrd.
€ für die Unternehmen steht
auch ein großer Teil der
75.000 Arbeitsplätze auf dem
Spiel, die in Deutschland an
der Solarbranche hängen.

Völlig unverständlich für aus-
gerechnet den Wirtschaftsmi-
nister, dessen Partei für sich
beansprucht, der parlamenta-
rische Arm des Mittelstands

zu sein.

Aber sehen wir uns Röslers
Argumente doch erst mal an:
Hauptargument ist das Un-
gleichgewicht zwischen den
50% (8 Mrd. €), die in 2011
aus den Einspeisevergütungen
an Betreiber von Photovol-
taikanlagen gezahlt wurden
und den „nur“ 15% (14,5
Terrawatt/a), die die solare
Stromerzeugung zu den „Er-
neuerbaren“ beiträgt. Festzu-
stellen ist dazu, dass die
Photovoltaik auf Dauer die
aussichtsreichste Kandidatin
für die Sicherstellung der
Stromversorgung durch un-
schädliche Technologien ist.
Für Solarstrom wird weder
die Landschaft verspargelt,
noch muss sie mit Mais gefüt-
tert werden, und Flächen sind
allein auf den Dächern ausrei-
chend vorhanden.

Franz Alt war extra in Telgte,
um uns mitzuteilen, dass das
10.000fache unseres Energie-
bedarfs an Sonnenenergie auf
der Erde ankommt. Das ist für
den Energiebedarf in Telgte
die Energie, die auf einem
Hektar ankommt! Zweitens
möchte der Wirtschaftsminis-
ter den Verbraucher vor hohen

Strompreisen schützen. Fest-
zustellen ist, dass eine vier-
köpfige Familie in 2011 im
Durchschnitt 5.83 € pro Mo-
nat für die Zahlungen über
das EEG, für die Gewinne der
Stromkonzerne jedoch 31 ,33
€ berappt hat. Und die energi-
eintensiven Industrieunter-
nehmen sind dabei schon von
den Zahlungen befreit. Das
zahlen wir bereits mit.

Und was bezahlen wir da ei-
gentlich? Nicht etwa den hö-
heren Preis, den Ökostrom
kostet, sondern den Ausbau
der unschädlichen Energieer-
zeugung, also eine vorüberge-
hende Belastung, die absolut
gerechtfertigt erscheint, wenn
man bedenkt, was wir unseren
Kindern an Atommüll und
Co2 hinterlassen. Wenigstens
das können wir anständiger-
weise leisten.

Zum Dritten will der Wirt-
schaftsminister nicht die billi-
gen Hersteller in China
subventionieren. Tja, Herr
Rösler, wenn die von Ihnen
geplanten Kürzungen be-
schlossen werden, bleibt auch
wirklich nichts Anderes übrig,
als dort zu kaufen. Die Pro-
dukte Deutscher Hersteller

rechnen sich dann nicht mehr.

Aus wirtschaftspolitischer
Sicht ist das nicht zu verste-
hen. Kann es sein, Herr Rös-
ler, dass sie die Atomkraft
durch die kalte Küche wieder
einführen wollen? Kann es
sein, dass Sie daran arbeiten,
die Energiewende zu verhin-
dern? Kein Wunder, dass Herr
Röttgen nach Düsseldorfwill.

g.k.

Neben unserem Web­Auftritt
und der Grünen Welle gibt es
Infos über die Grünen in Telgte
jetzt auch via Facebook. Natür­
lich bleibt das Pöggsken als
Print­Medium in bewährter
Form erhalten.
Facebook erlaubt eine noch
schnellere Kommunikation
und das in beide Richtungen.
Bei kurzfristigen Aktionen
wie beispielsweise bei der
Demo gegen Rechtsextremis-
mus hat sich Facebook bereits
bestens bewährt.

Falls ihr also auf dem Lau-
fenden bleiben oder uns 'mal
eben etwas mitteilen wollt,
seid ihr hier an der richtigen
Adresse. Natürlich könnt ihr
auch viele Grüne bereits di-
rekt via Facebook erreichen.

Unser Facebook-Name lautet:
"Bündnis 89/Die Grünen
Telgte". Bis bald bei Face-
book!

p.s.

Der Telgter Dreiklang –
Propsteikirche, Kapelle und
Museum ­ ist weit über Telgte
hinaus bekannt, sozusagen „in
aller Munde“. Doch was
übertragen gemeint ist, kann
jetzt im wörtlichen Sinne
Wirklichkeit werden: Denn seit
kurzem gibt es eine fair
gehandelte Schokolade, den
„Telgter Schoko­Dreiklang“.
In drei
Geschmacksrichtungen –
Vollmilch, Zartbitter und
Melange – hat die Initiative
Fairtrade-Stadt Telgte eine
Schokolade mit den Motiven
der Clemenskirche, der
Wallfahrtskapelle und des
Museums auf den Markt
gebracht.

„Unsere Schokolade in bester
Bio-Qualität wird von der
Hofer Konditorei Vetter
handgeschöpft,“ so Rainer
Rösmann von der Initiative,
„und natürlich sind die

verwendeten Zutaten wie
Kakao und Rohrzucker aus
Fairem Handel. Damit ist
sichergestellt, dass die
Arbeiter auf den Plantagen in
den Ländern des Südens einen
auskömmlichen Lohn für ihre
Arbeit erhalten.“

Die Schokolade ist in den
Weltläden und in vielen
Einzelhandelsgeschäften in
Telgte erhältlich. Neben den
100 g-Tafeln gibt es auch eine
kleinere Variante, die
sogenannten Telgter „Schoko-

Happen“. Diese werden als
Vollmilch, Zartbitter- und
weiße Schokolade angeboten.

Damit gesellt sich zu dem fair
gehandelten TelgteKaffee, der
seit sieben Jahren auf dem
Markt ist, ein weiteres
Produkt aus Fairem Handel
unter einem Telgter Label.
Wie schon der TelgteKaffee
stößt auch die Schokolade auf
eine starke Nachfrage, das
zeigte sich bereits in den
ersten Wochen des Verkaufs.

Uwe Werdermann

Zunehmend wird die alternati­
ve Energieerzeugung durch
Windräder zu einem Industrie­
zweig wie jeder andere auch.
Also auch mit ähnlichen Um­
weltproblemen wie jeder ande­
re Industriezweig.
Die Akzeptanz von immer
größer werdenden Windkraft-
anlagen auf dem Land
schwindet immer mehr. Oh-
nehin gibt es bundesweit nur
relativ wenige geeignete
Standorte. Zumeist liegen die-
se Standorte dann auch an ex-
ponierten Stellen, wo sie das
Landschaftsbild beeinträchti-
gen oder Anwohner belasten
können.

Die mittlerweile in Mode ge-
kommenen Offshore-Anlagen
in der Nordsee werfen wieder
neue Probleme auf: wie soll
der Strom nach Süddeutsch-
land kommen? Wie sind die
Auswirkungen auf empfindli-
che Ökosysteme wie zum
Beispiel das Wattenmeer? Die
Megaanlagen in der Nordsee
werden auch nur von Großin-
vestoren betrieben werden
können, was wiederum die
Abhängigkeit von einigen
wenigen Stromerzeugern be-
günstigt.

Was diese Konzerne mit ihrer
Marktmacht anrichten kön-
nen, wurde uns unlängst (vor
der 2. Energiewende der Bun-
desregierung) mit der Verlän-
gerung der Laufzeiten der
Atomkraftwerke vor Augen
geführt. Damit wir uns nicht
falsch verstehen: die konven-
tionelle Windkrafterzeugung
ist und bleibt ein wesentlicher
Bestandteil der Energiewen-
de!

Die Energiewende allein
durch solche Windräder si-
cherzustellen ist allerdings
unrealistisch. Erkennbar ist
das auch an den Abmessun-
gen heutiger Anlagen. Die
derzeit größte Windkraftanla-
ge der Welt hat eine Naben-
höhe von 135 Metern ist
7.000 Tonnen schwer und
kostete 11 Millionen Euro.
Leider ist die Energieausbeute
trotz der enormen Höhe und
dem eingesetzten Material
eher gering, da die nutzbare
Windenergie in Höhen bis
200 Metern begrenzt ist.

Ganz anders sieht das in Hö-
hen darüber aus. Beim Ertrag
der Windanlagen gilt ganz
grundsätzlich je höher desto
besser. Also am besten den

Wind in Höhen über 200 Me-
ter bis 10.000(! ) Meter ein-
fangen. Unmöglich? Das
sehen Forscher weltweit an-
ders. Sie widmen sich der
Nutzung von High Altitude
Wind Energy (HAWE). Zu
gut deutsch: Höhenwind
Energiesysteme.

Das Prinzip kennen alle vom
Drachensteigen: je höher ein
Winddrache steigt desto kräf-
tiger zieht er. Die Energieaus-
beute ist also um ein viel-
faches höher als bei den kon-
ventionellen Windrädern in
Bodennähe. Bei der HAWE-
Technologie soll der Wind in
Höhen von 200 bis 12.000(! )
m genutzt werden. Möglich
sind Anlagen am Boden und
in der Luft.

Natürlich ist da vieles noch
Zukunftsmusik, aber erste

Anlagen werden bereits er-
richtet. Die Firma Magenn
vermarktet bereits ein erstes
solches System, das in einer
Höhe von 300 Metern arbei-
tet.

Und denken wir doch mal 30
Jahre zurück. Wer hätte da
ernsthaft behauptet, Deutsch-
land könne einen Großteil
seiner Energie aus regenerati-
ven Energien beziehen? Ok,
vermutlich wir! Aber warum
schreiben wir hier darüber?

Für uns als Kommunalpoliti-
ker geht es darum, die Ener-
giepolitik nicht auf
konventionelle Windräder zu
begrenzen. Das heißt zum
Beispiel für Telgte im Flä-
chennutzungsplan nicht nur
einige wenige Windräder ein-
zuplanen, sondern auch den
Blick in die Zukunft zu rich-

ten und neue Ernergiequellen
nicht auszuschließen.

Hintergrundinformationen der
FH Münster zu HAWE:
http://www.ibl.fh-muens-
ter.de/kitewiki/index.php?tit-
le=Kategorie%3AIndustrielle
_Anwendung

m.b.

Wo der Wind stets weht!
HAWE Windräder

Telgter Grünen jetzt auch bei Facebook!

Quelle: Magenn
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Einer der Zankäpfel in den
Haushaltsverhandlungen wa-
ren die Kosten für Externe
Beratungen. Über den gesam-
ten Haushaltsplan verteilt,
sind für das Jahr 2012 insge-
samt 465.599,78 € vorgese-
hen. Das ist eine Verdopplung
gegenüber 2011 und die Sum-
me verdoppelte bereits den
Aufwand von 115.500 € aus
dem Jahr 2010.

Ins Auge sprangen besonders
1 52.000 € für das Integrierte
Handlungs- und Entwick-
lungskonzept (IHEK), 40.000
€ für ein Gutachten über die
Arbeitsabläufe und die Effizi-
enz des Baubetriebshofes,
35.000 € für ein Gutachten
über die EDV in der Verwal-
tung sowie 28.000 € Honorare
für die Neuausschreibung der
Reinigungsarbeiten in den
städtischen Gebäuden.

So befassten sich dann auch
zehn Anträge von CDU, FDP
und SPD mit genau diesen
Posten. Bei den Kosten für
das IHEK leistete Wolfgang
Pieper in der Finanzaus-
schusssitzung Überzeugungs-
arbeit und stellte dar, dass ein
beantragter Sperrvermerk
über die gesamte Summe lau-
fende Prozesse aufhalten und
fällige Zahlungen verhindern
würde. (Sperrvermerk: Eine
Summe wird, mit einem
Sperrvermerk versehen, im
Haushalt bereitgestellt, kann
aber erst ausgegeben werden,
wenn der zuständige Aus-
schuss den Sperrvermerk auf-
hebt.)

Es wurde ein Sperrvermerk
für 92.000 € beschlossen,
über den im Laufe des Jahres
Stück für Stück nach Darstel-
lung der geplanten Maßnah-
men im Bauausschuss
entschieden werden soll.
60.000 € können nach der
Verabschiedung des Haushalts
ausgegeben werden. Damit
konnten alle leben.

Die 40.000 € für das Gutach-
ten zum Baubetriebshof wur-
den gestrichen, ungeachtet der
Tatsache, dass die Verwaltung
nach einholen von Angeboten

diese Summe auf 15 – 20.000
€ reduzieren konnte. Man
könnte meinen, dies stünde
im Widerspruch zu der bishe-
rigen Linie der FDP, die sich
im letzten Jahr intensiv mit
den Kosten des Bauhofes be-
fasst hatte. Dieses Jahr nicht!

Allgemeines Staunen verur-
sachte die Summe von 28.000
Euro, die ein spezialisiertes
Planungsbüro für die Aus-
schreibung der Reinigungsar-
beiten in den städtischen
Gebäuden verlangt. Die Ver-
waltung erklärt diese Summe
mit der, sowohl rechtlich, als
auch von der Erfassung des
Ausschreibungs- gegenstan-
des her, sehr komplizierten
Materie.

Nach Aussage von Herrn Gin-
ski, Leiter des Bauamtes, ist
die Ausschreibung von der
Verwaltung nicht leistbar, von
der Gemeindeprüfungsanstalt
(GPA) aber dringend angera-
ten worden. Der Posten wurde
gestrichen. Er wird wohl im
nächsten Jahr wieder im Ent-
wurf stehen.

Mit einem Sperrvermerk ver-
sehen wurden die 35.000 € für
das EDV-Gutachten. Hier soll
die Verwaltung erst Ablauf
und Gegenstand der Untersu-
chung darstellen.

Ein Antrag steht allerdings
noch aus: Die CDU möchte
eine Kürzung der Kosten für
externe Beratungen im Rat
am kommenden Donnerstag
noch einmal um 50.000 € kür-
zen. Allerdings muss sie dafür
konkrete Vorschläge machen
und die verbleibenden Posi-
tionen beziehen sich entweder
auf Pflichtaufgaben oder auf
Planungen, die die CDU bis-
her mit getragen hat. Man
darf gespannt sein.

g.k.

Haushalt 2012

Besuch des HoT
Die Grüne Ratsfraktion und
einige Mitglieder des Ortsver-
bandes besuchten am 21 . Fe-
bruar das Jugendzentrum in
der Alten Mühle. Grund des
Besuches waren die bevorste-
henden Haushaltsberatungen
der Fraktion.

Dirk Scheurer, Leiter des
HoT, zeigte voller Stolz die
neuen Laptops und anderen
Einrichtungsgegenstände die
durch Fördermittel des Lan-
desjugendamtes angeschafft
werden konnten. Bei einem
Rundgang durch das Gebäude
wurde schnell deutlich, dass
hier ein großer Investitionsbe-
darf besteht. Teilweise brö-
ckelt der Putz von den
Wänden. Auch eine energeti-
sche Sanierung scheint zwin-
gend erforderlich.

Die Grünen greifen diese
Thematik in einem Haushalts-
antrag auf. Ziel des Antrages
ist es, Angebote für eine Sa-
nierung und die damit ver-

bundene Installation einer
Brandmeldeanlage einzuho-
len, um ggf. mit Fördermitteln
des Landesjugendamtes, im
Rahmen eines Partizipations-
projektes, gemeinsam mit den
Jugendlichen, die Renovie-
rung durchzuführen.

m.h.Mitgliederversamm­lung mit Josefine Paul
Auf einer Mitgliederver-
sammlung der Grünen stand
neben der Verabschiedung des
Jahresbudgets und einigen
kleineren Satzungsänderun-
gen auch ein Besuch der grü-
nen Landtagsabgeordneten
Josefine Paul aus Münster auf
der Tagesordnung. Josefine
sprach über die landespoliti-
schen Aspekte der Anti-Nazi-
Bewegung, besonders über
die Bedeutung der Terrorzelle
NSU für die Demokratie und
über die Einäugigkeit der wa-
chenden Organe.

Diskussion gab es über die
Sinnhaftigkeit eines NPD-
Verbotes. Hier wurden auf der

Versammlung auch Stimmen
laut, die von einer offenen
Auseinandersetzung mehr Er-
folg erwarteten, als von einem
Verbot. Josefine räumte Ver-
ständnis für diese Meinung
ein, positionierte sich aber an-
gesichts der nachgewiesenen
Verbindungen der NPD zu der
Terrorzelle deutlich: „Auf so
ein grobes Faul kann es nur
eine Antwort geben - die rote
Karte! “.

Ein weiteres wesentliche Ar-
gument für ein Verbot ist für
sie die Finanzierung der
rechtsextremen Szene durch
die NPD, die durch ihren Par-
teienstatus und die Rückspen-
den der Abgeordneten vom
Staat mit Geldmitteln ausge-
stattet wird.

In einem zweiten Teil beant-
wortete Josefine, die auch
stellvertretenden Vorsitzende
der Landtagsfraktion ist, Fra-
gen zu der aktuellen Arbeit
der Landesregierung und der
grünen Fraktion in Düssel-
dorf.

Wolfgang Pieper gab ihr den
Hinweis mit auf den Weg,
dass die stark steigenden, aber
dringend benötigten Leistun-
gen für Eingliederunghilfen
für Menschen mit Behinde-
rungen nicht weiter allein von
den Landschaftsverbänden
getragen werden könnten, die
sich diese Beträge über ihre
Umlage von den Kreisen und
den Städten wieder holen
würden. Das überfordere de-
ren ohnehin strapazierte
Haushalte mehr und mehr,

ohne dass diese die Steige-
rung der Kosten und der Fall-
zahlen beeinflussen könnten.

Wolfgang wies darauf hin,
dass die kommunale Familie
schon seit langem ein Bun-
desteilhabegeld fordere, d.h.
eine Finanzierungsbeteiligung
des Bundes an diesen gesell-
schaftlich wichtigen Aufga-
ben.

g.k.

In der Bundesrepublik gibt es
rund 360 Frauenhäuser in de­
nen Frauen und ihre Kinder
Schutz vor Gewalt suchen kön­
nen. Eines davon steht in Telg­
te. Betroffene finden hier die
Ruhe und Unterstützung die
sie benötigen um neue Le­
bensperspektiven entwickeln
zu können. Über die Hilfe für
Betroffenen hinaus engagieren
sich die Mitarbeiterinnen für
die Sensibilisierung zum The­
ma „Gewalt gegen Frauen und
ihre Kinder“.
Mit 500 Euro aus dem Regen-
bogenfond unterstützen die
Grünen in Telgte die Arbeit
des Frauenhauses und nutzen
das Treffen, um sich über die
aktuelle Situation zu infor-
mieren.

Zuerst sprechen wir über die
Kampagne „Schwere Wege
leicht gemacht“, mit der die
NRW-Frauenhäuser gemein-
sam eine bedarfsgerechte und
sichere Finanzierung ihrer
Einrichtungen fordern. Bis
jetzt ist diese Finanzierung in
NRW nicht kostendeckend
und als freiwillige Leistung
jederzeit kündbar. Die aktuel-
le Landesregierung hat die

unter schwarz/gelb gemachten
Mittelkürzungen zurück ge-
nommen und erarbeitet zur-
zeit eine verlässliche
Finanzierung der Frauenhäu-
ser. Aber bis ein rechtssiche-
res Finanzierungsgesetz auf
den Weg gebracht und verab-

schiedet ist, wird es wohl
noch eine Weile dauern. Und
so ist das Team neben der ei-
gentlichen Arbeit auch mit
Sponsorenfindung und vielen
Antragsstellungen beschäftigt.

Die Arbeit hat sich gegenüber
den Anfängen in den mehr als
dreißig Jahren des Bestehens
sehr verändert. Gewalt gegen
Frauen wird im weit größeren
Maße als Problem erkannt, in
den Institutionen und in der
Bevölkerung. Dazu hat auch

die Arbeit des Frauenhauses
beigetragen. Es gibt noch viel
zu tun, doch wichtige Schritte
sind gemacht worden.

Auch bei der Vernetzung vor
Ort zeigt sich, dass die jahr-
zehntelange Arbeit Früchte

trägt. Das Frauenhaus hat gu-
te Kontakte zu Kooperations-
partner, in den Behörden, im
Kreis, bei den Schulen und
bei der Polizei.

In der Telgter Bevölkerung
fühlen sich die Mitarbeiterin-
nen anerkannt und das Frau-

enhaus gut verankert. Das hat
das Frauenhaus zum Beispiel
2009 festgestellt, als zahlrei-
che Spenden die dringend
notwendige Renovierungsar-
beiten am und im Frauenhaus
ermöglichten.

Es gibt häufiger Frauen, die
nach dem Frauenhausaufent-
halt aus verschiedenen Grün-
den in Telgte bleiben
möchten, sei es, weil es ihnen
in Telgte gut gefällt oder weil
sie nicht schon wieder die
Stadt wechseln möchten, die
Kinder Freunde gefunden ha-
ben oder keinen weiteren
Schulwechsel möchten. Lei-
der ist es für die Frauen oft
schwierig, bei den Telgter
Mietpreisen eine Wohnung
für ihr Budget zu finden. So
kann es vorkommen, dass
Frauen länger im Frauenhaus
bleiben müssen, bis sie eine
passende Wohnung gefunden
haben.

Die Spiel- und Aufenthalts-
möglichkeiten im Außenbe-
reich für die Mütter und
Kinder sind auch nicht opti-
mal. Unter besseren räumli-
chen Bedingungen könnte das
Frauenhaus umfassendere
Hilfe für Betroffene anbieten.
Und so gibt es Überlegungen,
nach einem geeigneten Haus
mit einem Garten für die Kin-
der zu suchen.

In diesem Jahr plant das
Frauenhaus den 3. Sponso-
renlauf in Telgte. Er findet
statt am Samstag, den 25. Au-
gust.

b.s.

Unterstützung für das Telgter Frauenhaus

Der Regenbogenfond der Telgter Grünen unterstützt das Frauenhaus

Wieso, weshalb, warum –
Wer nicht fragt bleibt dumm

Aktuelles aus Fraktion und Ortsverein
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Einer der Zankäpfel in den
Haushaltsverhandlungen wa-
ren die Kosten für Externe
Beratungen. Über den gesam-
ten Haushaltsplan verteilt,
sind für das Jahr 2012 insge-
samt 465.599,78 € vorgese-
hen. Das ist eine Verdopplung
gegenüber 2011 und die Sum-
me verdoppelte bereits den
Aufwand von 115.500 € aus
dem Jahr 2010.

Ins Auge sprangen besonders
1 52.000 € für das Integrierte
Handlungs- und Entwick-
lungskonzept (IHEK), 40.000
€ für ein Gutachten über die
Arbeitsabläufe und die Effizi-
enz des Baubetriebshofes,
35.000 € für ein Gutachten
über die EDV in der Verwal-
tung sowie 28.000 € Honorare
für die Neuausschreibung der
Reinigungsarbeiten in den
städtischen Gebäuden.

So befassten sich dann auch
zehn Anträge von CDU, FDP
und SPD mit genau diesen
Posten. Bei den Kosten für
das IHEK leistete Wolfgang
Pieper in der Finanzaus-
schusssitzung Überzeugungs-
arbeit und stellte dar, dass ein
beantragter Sperrvermerk
über die gesamte Summe lau-
fende Prozesse aufhalten und
fällige Zahlungen verhindern
würde. (Sperrvermerk: Eine
Summe wird, mit einem
Sperrvermerk versehen, im
Haushalt bereitgestellt, kann
aber erst ausgegeben werden,
wenn der zuständige Aus-
schuss den Sperrvermerk auf-
hebt.)

Es wurde ein Sperrvermerk
für 92.000 € beschlossen,
über den im Laufe des Jahres
Stück für Stück nach Darstel-
lung der geplanten Maßnah-
men im Bauausschuss
entschieden werden soll.
60.000 € können nach der
Verabschiedung des Haushalts
ausgegeben werden. Damit
konnten alle leben.

Die 40.000 € für das Gutach-
ten zum Baubetriebshof wur-
den gestrichen, ungeachtet der
Tatsache, dass die Verwaltung
nach einholen von Angeboten

diese Summe auf 15 – 20.000
€ reduzieren konnte. Man
könnte meinen, dies stünde
im Widerspruch zu der bishe-
rigen Linie der FDP, die sich
im letzten Jahr intensiv mit
den Kosten des Bauhofes be-
fasst hatte. Dieses Jahr nicht!

Allgemeines Staunen verur-
sachte die Summe von 28.000
Euro, die ein spezialisiertes
Planungsbüro für die Aus-
schreibung der Reinigungsar-
beiten in den städtischen
Gebäuden verlangt. Die Ver-
waltung erklärt diese Summe
mit der, sowohl rechtlich, als
auch von der Erfassung des
Ausschreibungs- gegenstan-
des her, sehr komplizierten
Materie.

Nach Aussage von Herrn Gin-
ski, Leiter des Bauamtes, ist
die Ausschreibung von der
Verwaltung nicht leistbar, von
der Gemeindeprüfungsanstalt
(GPA) aber dringend angera-
ten worden. Der Posten wurde
gestrichen. Er wird wohl im
nächsten Jahr wieder im Ent-
wurf stehen.

Mit einem Sperrvermerk ver-
sehen wurden die 35.000 € für
das EDV-Gutachten. Hier soll
die Verwaltung erst Ablauf
und Gegenstand der Untersu-
chung darstellen.

Ein Antrag steht allerdings
noch aus: Die CDU möchte
eine Kürzung der Kosten für
externe Beratungen im Rat
am kommenden Donnerstag
noch einmal um 50.000 € kür-
zen. Allerdings muss sie dafür
konkrete Vorschläge machen
und die verbleibenden Posi-
tionen beziehen sich entweder
auf Pflichtaufgaben oder auf
Planungen, die die CDU bis-
her mit getragen hat. Man
darf gespannt sein.

g.k.

Haushalt 2012
Ebenfalls nicht folgen wollten
„die anderen“ dem Grünen
Antrag, in den Haushalt zu-
sätzlich 30.000 € einzustellen,
um das Obergeschoss des Ju-
gendtreffs umzubauen und zu
renovieren. Der Antrag war
sogar noch unter den Vorbe-
halt von Fördergeldern ge-
stellt, aber auch das half nicht.
Auch 1 .500 € für Abfallbehäl-
ter zur Sortierung in den
Schulen waren zu viel. Mit
zusätzlichem Geld für die Re-
paratur der Wirtschaftswege
(69.000) und den Rückbau der
Grevener Straße in Vadrup
(40.000) war man da wesent-
lich großzügiger. Immerhin
etwas!

g.k.

Besuch des HoT
Die Grüne Ratsfraktion und
einige Mitglieder des Ortsver-
bandes besuchten am 21 . Fe-
bruar das Jugendzentrum in
der Alten Mühle. Grund des
Besuches waren die bevorste-
henden Haushaltsberatungen
der Fraktion.

Dirk Scheurer, Leiter des
HoT, zeigte voller Stolz die
neuen Laptops und anderen
Einrichtungsgegenstände die
durch Fördermittel des Lan-
desjugendamtes angeschafft
werden konnten. Bei einem
Rundgang durch das Gebäude
wurde schnell deutlich, dass
hier ein großer Investitionsbe-
darf besteht. Teilweise brö-
ckelt der Putz von den
Wänden. Auch eine energeti-
sche Sanierung scheint zwin-
gend erforderlich.

Die Grünen greifen diese
Thematik in einem Haushalts-
antrag auf. Ziel des Antrages
ist es, Angebote für eine Sa-
nierung und die damit ver-

bundene Installation einer
Brandmeldeanlage einzuho-
len, um ggf. mit Fördermitteln
des Landesjugendamtes, im
Rahmen eines Partizipations-
projektes, gemeinsam mit den
Jugendlichen, die Renovie-
rung durchzuführen.

m.h.Mitgliederversamm­lung mit Josefine Paul
Auf einer Mitgliederver-
sammlung der Grünen stand
neben der Verabschiedung des
Jahresbudgets und einigen
kleineren Satzungsänderun-
gen auch ein Besuch der grü-
nen Landtagsabgeordneten
Josefine Paul aus Münster auf
der Tagesordnung. Josefine
sprach über die landespoliti-
schen Aspekte der Anti-Nazi-
Bewegung, besonders über
die Bedeutung der Terrorzelle
NSU für die Demokratie und
über die Einäugigkeit der wa-
chenden Organe.

Diskussion gab es über die
Sinnhaftigkeit eines NPD-
Verbotes. Hier wurden auf der

Versammlung auch Stimmen
laut, die von einer offenen
Auseinandersetzung mehr Er-
folg erwarteten, als von einem
Verbot. Josefine räumte Ver-
ständnis für diese Meinung
ein, positionierte sich aber an-
gesichts der nachgewiesenen
Verbindungen der NPD zu der
Terrorzelle deutlich: „Auf so
ein grobes Faul kann es nur
eine Antwort geben - die rote
Karte! “.

Ein weiteres wesentliche Ar-
gument für ein Verbot ist für
sie die Finanzierung der
rechtsextremen Szene durch
die NPD, die durch ihren Par-
teienstatus und die Rückspen-
den der Abgeordneten vom
Staat mit Geldmitteln ausge-
stattet wird.

In einem zweiten Teil beant-
wortete Josefine, die auch
stellvertretenden Vorsitzende
der Landtagsfraktion ist, Fra-
gen zu der aktuellen Arbeit
der Landesregierung und der
grünen Fraktion in Düssel-
dorf.

Wolfgang Pieper gab ihr den
Hinweis mit auf den Weg,
dass die stark steigenden, aber
dringend benötigten Leistun-
gen für Eingliederunghilfen
für Menschen mit Behinde-
rungen nicht weiter allein von
den Landschaftsverbänden
getragen werden könnten, die
sich diese Beträge über ihre
Umlage von den Kreisen und
den Städten wieder holen
würden. Das überfordere de-
ren ohnehin strapazierte
Haushalte mehr und mehr,

ohne dass diese die Steige-
rung der Kosten und der Fall-
zahlen beeinflussen könnten.

Wolfgang wies darauf hin,
dass die kommunale Familie
schon seit langem ein Bun-
desteilhabegeld fordere, d.h.
eine Finanzierungsbeteiligung
des Bundes an diesen gesell-
schaftlich wichtigen Aufga-
ben.

g.k.

In der Bundesrepublik gibt es
rund 360 Frauenhäuser in de­
nen Frauen und ihre Kinder
Schutz vor Gewalt suchen kön­
nen. Eines davon steht in Telg­
te. Betroffene finden hier die
Ruhe und Unterstützung die
sie benötigen um neue Le­
bensperspektiven entwickeln
zu können. Über die Hilfe für
Betroffenen hinaus engagieren
sich die Mitarbeiterinnen für
die Sensibilisierung zum The­
ma „Gewalt gegen Frauen und
ihre Kinder“.
Mit 500 Euro aus dem Regen-
bogenfond unterstützen die
Grünen in Telgte die Arbeit
des Frauenhauses und nutzen
das Treffen, um sich über die
aktuelle Situation zu infor-
mieren.

Zuerst sprechen wir über die
Kampagne „Schwere Wege
leicht gemacht“, mit der die
NRW-Frauenhäuser gemein-
sam eine bedarfsgerechte und
sichere Finanzierung ihrer
Einrichtungen fordern. Bis
jetzt ist diese Finanzierung in
NRW nicht kostendeckend
und als freiwillige Leistung
jederzeit kündbar. Die aktuel-
le Landesregierung hat die

unter schwarz/gelb gemachten
Mittelkürzungen zurück ge-
nommen und erarbeitet zur-
zeit eine verlässliche
Finanzierung der Frauenhäu-
ser. Aber bis ein rechtssiche-
res Finanzierungsgesetz auf
den Weg gebracht und verab-

schiedet ist, wird es wohl
noch eine Weile dauern. Und
so ist das Team neben der ei-
gentlichen Arbeit auch mit
Sponsorenfindung und vielen
Antragsstellungen beschäftigt.

Die Arbeit hat sich gegenüber
den Anfängen in den mehr als
dreißig Jahren des Bestehens
sehr verändert. Gewalt gegen
Frauen wird im weit größeren
Maße als Problem erkannt, in
den Institutionen und in der
Bevölkerung. Dazu hat auch

die Arbeit des Frauenhauses
beigetragen. Es gibt noch viel
zu tun, doch wichtige Schritte
sind gemacht worden.

Auch bei der Vernetzung vor
Ort zeigt sich, dass die jahr-
zehntelange Arbeit Früchte

trägt. Das Frauenhaus hat gu-
te Kontakte zu Kooperations-
partner, in den Behörden, im
Kreis, bei den Schulen und
bei der Polizei.

In der Telgter Bevölkerung
fühlen sich die Mitarbeiterin-
nen anerkannt und das Frau-

enhaus gut verankert. Das hat
das Frauenhaus zum Beispiel
2009 festgestellt, als zahlrei-
che Spenden die dringend
notwendige Renovierungsar-
beiten am und im Frauenhaus
ermöglichten.

Es gibt häufiger Frauen, die
nach dem Frauenhausaufent-
halt aus verschiedenen Grün-
den in Telgte bleiben
möchten, sei es, weil es ihnen
in Telgte gut gefällt oder weil
sie nicht schon wieder die
Stadt wechseln möchten, die
Kinder Freunde gefunden ha-
ben oder keinen weiteren
Schulwechsel möchten. Lei-
der ist es für die Frauen oft
schwierig, bei den Telgter
Mietpreisen eine Wohnung
für ihr Budget zu finden. So
kann es vorkommen, dass
Frauen länger im Frauenhaus
bleiben müssen, bis sie eine
passende Wohnung gefunden
haben.

Die Spiel- und Aufenthalts-
möglichkeiten im Außenbe-
reich für die Mütter und
Kinder sind auch nicht opti-
mal. Unter besseren räumli-
chen Bedingungen könnte das
Frauenhaus umfassendere
Hilfe für Betroffene anbieten.
Und so gibt es Überlegungen,
nach einem geeigneten Haus
mit einem Garten für die Kin-
der zu suchen.

In diesem Jahr plant das
Frauenhaus den 3. Sponso-
renlauf in Telgte. Er findet
statt am Samstag, den 25. Au-
gust.

b.s.

Mühle muss weiter bröckelnWieso, weshalb, warum –
Wer nicht fragt bleibt dumm

Wie so vieles Andere ist auch
einer unserer Lieblingsanträge
abgelehnt worden: Der Idee,
eine Ratssitzung auf dem
Marktplatz abzuhalten, moch-
ten die anderen Parteien nicht
folgen. Die FDP bezeichnete
sie als den Versuch einer Ver-
längerung der Straßentheater-
tage, die CDU äußerte die
Befürchtung, dass die Ratssit-
zung zur Show verkommt und
verwies auf die durchaus an-
sehnlichen Zuschauerzahlen

bei Sitzungen mit öffentlich
diskutierten Themenn. Die
SPD mochte schlicht das Geld
für den Aufwand nicht zur
Verfügung stellen.

Schaa-dee! Wir wären gerne
mal rausgegangen und hätten
allen gezeigt, und nicht nur
gesagt, dass die Sitzungen öf-
fentlich sind. Warten wir halt
auf ein weniger lichtscheues
Jahr.

g.k.

Keine Sitzung auf dem Marktplatz

Ebenfalls abgelehnt wurde der
Antrag der Grünen, über
einen Vortrag eine/s alternati-
ven Verkehrsplaners/in eine
Vorstellung für einen Per-
spektivenwechsel zur Mobili-
tät in den Rat zu bringen.
Unser Vorschlag war, 1 .000 €
für etwaige Kosten, die Fach-
leuten, beispielsweise des
Verkehrsclubs Deutschland
(VCD), entstehen können, in
den Haushalt einzustellen.
Sinn der Sache sollte sein,
sich selber klar machen zu
lassen, unter welchen Aspek-
ten „herkömmliche“ Ver-
kehrsplanerInnen an ihre

Aufgaben gehen, und was für
alternative Herangehenswei-
sen es gibt, um eben nicht im-
mer „Auto“ zu denken, wenn
man „Verkehr“ hört.

Solche Alternativen werden
derzeit auf mehreren Ebenen
diskutiert und der Rat könnte
eigentlich nur profitieren,
wenn er einen „anderen“
Blick einmal zuließe. Vermut-
lich der mittlerweile um sich
greifenden Allergie gegen Be-
ratungen ist es zuzuschreiben,
dass dieses Ansinnen abge-
lehnt wurde, obwohl wir in-
zwischen erfahren haben, dass
ein solcher Vortrag mit so gut

wie keinen Kosten verbunden
wäre und obwohl wir das
auch im Ausschuss berichtet
haben. Durchaus denkbar ist
auch, dass wir uns die Zu-
stimmung zum Haushalt da-
durch „erkaufen“ müssen,
dass wir die Ablehnung fast
aller unserer Anträge ertragen.
Auch das kriegen wir hin. Der
Vortrag wird natürlich trotz-
dem statt finden. Wir machen
einfach eine Veranstaltung
daraus. Wenn die anderen
Parteien nicht kommen, dann
bleibt das eben unser eigenes
Ding. Auch nicht schlecht.

g.k.

Aktuelles aus Fraktion und Ortsverein

Angenommen wurde der An-
trag der Grünen, durch eine
Verbesserung des Ratsinfor-
mationssystems die Ratsvor-
lagen nicht nur als pdf,
sondern in bearbeitungfähiger
Form bereitzustellen, so dass
die gesamten Vorlagen z.B.

mit dem Tablet-PC mit in die
Sitzung genommen und dort
auch bearbeitet werden kön-
nen.

Mittlerweile arbeiten Rats-
und Ausschussmitglieder von
allen Fraktionen in den Sit-

zungen mit Elektrik-Trick.
Einsparungen sind dadurch
aber nach Aussage der Ver-
waltung erst zu erwarten,
wenn alle oder fast alle Sit-
zungsteilnehmer digitalisiert
sind.

g.k.

Ratsinformationssystem fit für die Zukunft

Blick durch die Windschutzscheibe bleibt

Keine Grabenkämpfe bei der Haushaltsdebatte im Telgter Rathaus
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Nicht der Mensch ist der Mittel­
punkt, sondern das Leben. Es
geht nicht um Anthropozen­
trismus, sondern um Biozen­
trismus – so Franz Alt in seiner
Ansprache zu Neujahr im voll
besetzten Telgter Bürgerhaus.
„Eine ökologisch – realistische
Tagesschau würde folgende
Meldungen verbreiten“: so der
polyglotte Journalist: „An ei­
nem Tag werden 150 Tier­ und
Pflanzenarten vom Menschen
ausgerottet. Die Evolution be­
nötigt 30.000 Jahre, um eine
Spezies zu erschaffen. Wir pro­
duzieren durch unseren Ener­
gieverbrauch pro Tag 50.000
ha Wüste, also etwa 65.000
Fußballfelder.
Wir sind die erste Generation,
die dem lieben Gott gnaden-
los ins Handwerk pfuscht. Pro
Tag gehen 86.000.000 Tonnen
fruchtbaren Bodens verloren.
Pro Tag werden ¼ Million
Menschen geboren.

Die Alternative heißt: Frieden
durch die Sonne. Um die wird
kein Krieg geführt. Sie hat
einen Sicherheitsabstand von
150.000.000 km.

Gibt es eine Ersatzerde?
Franz Alt weist diese Idee als
absurd zurück: Die Venus hat
eine Temperatur von 400° C;
der Mars – 270° C. Die Astro-
nomen haben einen Planeten
gefunden, der erdähnliche Le-
bensbedingungen bietet: Es
dauert freilich 16 Millionen
Jahre, um dorthin zu kom-
men. Da ist es einfacher, dass
wir lernen uns anständig zu
benehmen, damit wir weiter
hier leben können.

Eine Fotomontage von nas-
senstein.com verdeutlicht,
dass die Erde im Vergleich
zur Sonne, wenn wir uns die-
se als einen Speiseteller vor-
stellen, gerade mal ein

Sesamkorn groß ist. Der pho-
tovoltaische Effekt war schon
vor etwa 100 Jahren bekannt.
Von ihr kommt 15.000 mal
mehr Energie, als wir Men-
schen verbrauchen können.
Wie sind wir mit der Erde,
dem „Garten des Univer-
sums“ umgegangen?

In den letzten 100 Jahren war
die CO²-Konzentration extre-
mer als in den 450.000 Jahren
zuvor. Wenn wir alles ver-
brennen, was heute im Boden
ist: Kohle, Gas, Öl, wird es

eine globale Erwärmung von
8° C geben. Was heißt das ?

In den letzten Hitzesommern
(2003, 2006) sind 60.000
Menschen eben wegen dieser
Hitze gestorben.

Vom ewigen Eis zum „noch"
ewigen Eis. Am Nord- und
Südpol kracht es ständig, weil
ständig Eis abkracht.

Bangla Desh: Auf einer Flä-
che so groß wie die Bayerns
leben 150 Millionen Men-
schen.

In Afrika sind derzeit 1 8 Mil-
lionen Menschen (das ent-
spricht fast der Einwohner-
Innenzahl ganz Nordrhein-
Westfalens) Klimaflüchtlinge:
Auf der Flucht, weil es ihnen

zu heiß wird: Und wir? Wir
machen die Schotten dicht,
lassen sie absaufen.

Der Meeresspiegel steigt stän-
dig. Im Vergleich zur Zahl der
Toten auf der Costa Concor-
dia - so zynisch das klingen
mag - ist das eine Katastrophe
ganz anderen Ausmaßes: Et-
wa 100 Millionen Menschen
auf der Erde - von Singapur
über Rio, Hamburg, New
York, Kapstadt, Sidney,
Hongkong - wohnen direkt
am Meer. Sie werden bereits

in absehbarer Zeit durch den
steigenden Meeresspiegel in
ihrer Existenz bedroht.

Und was machen wir? Was-
serfälle bestaunen, die es vor
einigen Jahrzehnten z. B. am
Nordpol, in Westgrönland

noch gar nicht gab. Wir zer-
brechen uns den Kopf dar-
über, ob 10% Aethanol –
Anteil im Benzin unseren
Motoren Schaden zufügen
können. Franz Alt: „In Rio de
Janeiro fahren die Taxifahrer
seit Jahren mit 100 % Aetha-
nol–Treibstoff.“ Und die Au-
tos laufen und laufen und
laufen.

Die Wasserkraft, der Wind,
Biogas – all diese alternativen
Energien sind an die Sonne
gebunden. Ein Meilenstein:
Das Erneuerbare Energien-
Gesetz, von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN in 2000 for-
muliert und vom Bundestag
verabschiedet. Das war der

ökonomische Anreiz, ökolo-
gisch zu denken und zu arbei-
ten.

Mit Folgen: Auf dieser
Grundlage arbeiten heute
Menschen in Marokko, China
und Südafrika. Modell
Deutschland. Die können
nicht verstehen, dass dem ge-
genwärtigen Wirtschaftsmi-
nister finanzielle Anreize für
erneuerbare Energien zu teuer
sind, dass dieses Gesetz in
den letzten Jahren rund
400.000 Arbeitsplätze ge-
schaffen hat, dass die Ein-
speisevergütungen dafür um
30% gekürzt werden sollen –
eine existenzielle Bedrohung
für eine aufstrebende Indus-
trie. Das war nicht der letzte
Anschlag, ist sich Franz Alt
sicher, den die Atomlobby auf
das Gesetz gestartet hat.

Der Anteil von Windkraftan-
lagen an der Energieversor-
gung kann in den nächsten
Jahren von 3 auf 15% in
Nordrhein-Westfalen erhöht
werden. Die Höhenbegren-
zung eines Windrades auf 100
m ist nicht hinnehmbar. Wer
auf solche Erlasse pocht, ver-
fährt nach dem Motto: „Glo-
bal denken, lokal auf-
schieben“.

Es hilft auch nicht, wenn die
Entwicklungsländer sagen:
Erst einmal müssen wir uns
wirtschaftlich entwickeln, und
dann investieren wir in erneu-
erbare Energien. Denn das
nächste Fukushima ist so si-
cher wie das Amen in der
Kirche. Anders ausgedrückt:
Atomares Restrisiko ist das
Risiko, das uns jeden Jahr den
Rest geben kann. In Japan
sind nach Fukushima von 54
Kernkraftwerken 49 stillge-
legt; beim Stromverbrauch
wurden 25% gesperrt. In der
Nutzung von drei von sechs
erneuerbaren Energiearten
sind wir Deutschen Weltmeis-

ter: Wasser, Sonne, Wind. Die
Solararchitektur ist ausbaufä-
hig. Deutsche Architekten
müssen anscheinend lernen,
wo Süden ist. 90% unserer
Häuser sind Altbauten. Bis zu
80% der Heizenergie verpufft.
Schon in 2002 wurde von VW
das Ein-Liter-Auto vorge-
stellt. Technisch also kein
Problem, Energiesparen um-
zusetzen. Das Problem sind
die Bosse, nicht die Techni-
ker. In den USA betrachten
die Republikaner Klima-
schutz als Kommunismus.

Das Szenario der Deckung
des Energieverbrauchs 2050:
40% kommen von der Sonne;
30% aus Biomasse (Acker/
Wald); 1 5% aus Wind; 10 %
aus Wasser; 5% aus Erdöl.

„Also fangen wir an!“ So das
Credo des Fernsehjournalis-
ten. Schon in der Bergpredigt
sei nachzulesen, dass die Lö-
sung des Energieproblems am
Himmels stehe: „Die Sonne
scheint über Gerechte und
Ungerechte.“

b.d.

Haushalt 2012 mit gu­ten Rahmenbedingun­gen
Der Haushalt 2011 wurde im
Frühjahr des letzten Jahres so
intensiv diskutiert wie nie zu-
vor. Wegbrechende Schlüssel-
zuweisungen des Landes
NRW, immer weitere Einspa-
rungsvorschläge, die Diskus-
sion um ein Haushalts-
sicherungskonzept und eine
lang anhaltende Unsicherheit,
ob es überhaupt Mehrheiten
im Rat geben würde, machten
das Verfahren zur zermürben-
den Langzeittortur.

Die Rahmenbedingungen für
den Haushalt 2012, den ich
am 14. Februar 2012 dem Rat
vorgelegt habe, sehen dage-
gen deutlich freundlicher aus,
auch wenn es leider bei einem
Defizit in Höhe von rd. 1 ,2
Millionen Euro bleibt. Damit
ist das Minus um rd. 1 ,6 Mil-
lionen Euro geringer als im
Planjahr 2011 – die roten
Zahlen werden immerhin
kleiner, sie bleiben aber rot.

Hintergrund dieser für 2012
erfreulichen Entwicklung sind
solide Einnahmen aus der Ge-
werbesteuer, der Grundsteuer
und dem Anteil der Stadt an
der Einkommensteuer. Hinzu
kommt eine einmalige soge-
nannte Abmilderungshilfe des
Landes, die in diesem Jahr die
drastischen Negativwirkungen
einer landesweiten Neuvertei-
lung der Schlüsselzuweisun-
gen abfedert.

Aufgrund der gestiegen Steu-
erkraft - insbesondere bei der
Gewerbesteuer 2011 - ist da-

von auszugehen, dass die
Stadt Telgte im Finanzaus-
gleich 2013 und auch für die
Folgejahre wieder deutlich
weniger Schlüsselzuweisun-
gen vom Land erhalten wird.
Beim größten Ausgabeblock,
der an den Kreis abzuführen-
den Kreisumlage, wird wieder
mit einem Anstieg zu rechnen
sein.

Trotz der insgesamt schwieri-
gen Rahmenbedingungen ist
es aber gemeinsam gelungen,
im vergangenen Jahr nicht nur
die laufenden Aufgaben der
Stadt vollständig und ordent-
lich zu erledigen. Es sind
vielmehr eine ganze Reihe
von besonderen Prozessen
eingeleitet oder fortgesetzt
worden, die die Entwicklung
Telgtes positiv beeinflussen
werden.

Ich nenne als Beispiele die
Planungen für ein neues Feu-
erwehrgerätehaus, Planung
und Baubeginn für eine Er-
weiterung der Kindertages-
stätte „Abenteuerland“, die
Maßnahmen zur Gestaltung
des demographischen Wan-
dels, das Integrierte Hand-
lungs- und Entwicklungs-
konzept, die Schulentwick-
lungsplanung, die Entwick-
lung von Flächenpotenzialen
für weitere Gewerbeansied-
lungen, die schrittweise Um-
setzung des
Klimaschutzkonzeptes, das
Spielplatzkonzept und einiges
mehr.

Mit noch so großen Anstren-
gungen wird es den Kommu-
nen aber nicht gelingen, ihre
Aufgaben vernünftig zu erfül-

len und noch zugleich ihre
Haushalte auszugleichen. Wir
wirtschaften gar nicht
schlecht in der „kommunalen
Familie“, aber die Kostenstei-
gerungen – insbesondere die
Eingliederungsleistungen für
Menschen mit Behinderun-
gen, die wir über die Land-
schaftsumlage und die
Kreisumlage mitfinanzieren –
rücken die „schwarze Null“ in
weite Ferne.

Sparsam, kostenbewusst und
effektiv zu arbeiten ist daher
das Eine. Ein Anderes ist aber
die Erkenntnis: Wir sind
Dienstleister für die Bür-
gerInnen unserer Stadt, deren
Zukunft wir auch weiterhin
gestalten (können) müssen.

Ich bin dennoch zuversicht-
lich, dass 2012 auch unter
Haushaltsgesichtspunkten ein
gutes Jahr werden kann.

Ihr wolfgang pieper

Kleine Kolumne

Frieden mit der Sonne
Franz Alt zum Neujahrsempfang

Quelle: Jörg Sabel / pixelio.de

Telgter Hofatelier, Kalines Welt
Alte Rennbahn 28, 48291 Telgte
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Nicht der Mensch ist der Mittel­
punkt, sondern das Leben. Es
geht nicht um Anthropozen­
trismus, sondern um Biozen­
trismus – so Franz Alt in seiner
Ansprache zu Neujahr im voll
besetzten Telgter Bürgerhaus.
„Eine ökologisch – realistische
Tagesschau würde folgende
Meldungen verbreiten“: so der
polyglotte Journalist: „An ei­
nem Tag werden 150 Tier­ und
Pflanzenarten vom Menschen
ausgerottet. Die Evolution be­
nötigt 30.000 Jahre, um eine
Spezies zu erschaffen. Wir pro­
duzieren durch unseren Ener­
gieverbrauch pro Tag 50.000
ha Wüste, also etwa 65.000
Fußballfelder.
Wir sind die erste Generation,
die dem lieben Gott gnaden-
los ins Handwerk pfuscht. Pro
Tag gehen 86.000.000 Tonnen
fruchtbaren Bodens verloren.
Pro Tag werden ¼ Million
Menschen geboren.

Die Alternative heißt: Frieden
durch die Sonne. Um die wird
kein Krieg geführt. Sie hat
einen Sicherheitsabstand von
150.000.000 km.

Gibt es eine Ersatzerde?
Franz Alt weist diese Idee als
absurd zurück: Die Venus hat
eine Temperatur von 400° C;
der Mars – 270° C. Die Astro-
nomen haben einen Planeten
gefunden, der erdähnliche Le-
bensbedingungen bietet: Es
dauert freilich 16 Millionen
Jahre, um dorthin zu kom-
men. Da ist es einfacher, dass
wir lernen uns anständig zu
benehmen, damit wir weiter
hier leben können.

Eine Fotomontage von nas-
senstein.com verdeutlicht,
dass die Erde im Vergleich
zur Sonne, wenn wir uns die-
se als einen Speiseteller vor-
stellen, gerade mal ein

Sesamkorn groß ist. Der pho-
tovoltaische Effekt war schon
vor etwa 100 Jahren bekannt.
Von ihr kommt 15.000 mal
mehr Energie, als wir Men-
schen verbrauchen können.
Wie sind wir mit der Erde,
dem „Garten des Univer-
sums“ umgegangen?

In den letzten 100 Jahren war
die CO²-Konzentration extre-
mer als in den 450.000 Jahren
zuvor. Wenn wir alles ver-
brennen, was heute im Boden
ist: Kohle, Gas, Öl, wird es

eine globale Erwärmung von
8° C geben. Was heißt das ?

In den letzten Hitzesommern
(2003, 2006) sind 60.000
Menschen eben wegen dieser
Hitze gestorben.

Vom ewigen Eis zum „noch"
ewigen Eis. Am Nord- und
Südpol kracht es ständig, weil
ständig Eis abkracht.

Bangla Desh: Auf einer Flä-
che so groß wie die Bayerns
leben 150 Millionen Men-
schen.

In Afrika sind derzeit 1 8 Mil-
lionen Menschen (das ent-
spricht fast der Einwohner-
Innenzahl ganz Nordrhein-
Westfalens) Klimaflüchtlinge:
Auf der Flucht, weil es ihnen

zu heiß wird: Und wir? Wir
machen die Schotten dicht,
lassen sie absaufen.

Der Meeresspiegel steigt stän-
dig. Im Vergleich zur Zahl der
Toten auf der Costa Concor-
dia - so zynisch das klingen
mag - ist das eine Katastrophe
ganz anderen Ausmaßes: Et-
wa 100 Millionen Menschen
auf der Erde - von Singapur
über Rio, Hamburg, New
York, Kapstadt, Sidney,
Hongkong - wohnen direkt
am Meer. Sie werden bereits

in absehbarer Zeit durch den
steigenden Meeresspiegel in
ihrer Existenz bedroht.

Und was machen wir? Was-
serfälle bestaunen, die es vor
einigen Jahrzehnten z. B. am
Nordpol, in Westgrönland

noch gar nicht gab. Wir zer-
brechen uns den Kopf dar-
über, ob 10% Aethanol –
Anteil im Benzin unseren
Motoren Schaden zufügen
können. Franz Alt: „In Rio de
Janeiro fahren die Taxifahrer
seit Jahren mit 100 % Aetha-
nol–Treibstoff.“ Und die Au-
tos laufen und laufen und
laufen.

Die Wasserkraft, der Wind,
Biogas – all diese alternativen
Energien sind an die Sonne
gebunden. Ein Meilenstein:
Das Erneuerbare Energien-
Gesetz, von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN in 2000 for-
muliert und vom Bundestag
verabschiedet. Das war der

ökonomische Anreiz, ökolo-
gisch zu denken und zu arbei-
ten.

Mit Folgen: Auf dieser
Grundlage arbeiten heute
Menschen in Marokko, China
und Südafrika. Modell
Deutschland. Die können
nicht verstehen, dass dem ge-
genwärtigen Wirtschaftsmi-
nister finanzielle Anreize für
erneuerbare Energien zu teuer
sind, dass dieses Gesetz in
den letzten Jahren rund
400.000 Arbeitsplätze ge-
schaffen hat, dass die Ein-
speisevergütungen dafür um
30% gekürzt werden sollen –
eine existenzielle Bedrohung
für eine aufstrebende Indus-
trie. Das war nicht der letzte
Anschlag, ist sich Franz Alt
sicher, den die Atomlobby auf
das Gesetz gestartet hat.

Der Anteil von Windkraftan-
lagen an der Energieversor-
gung kann in den nächsten
Jahren von 3 auf 15% in
Nordrhein-Westfalen erhöht
werden. Die Höhenbegren-
zung eines Windrades auf 100
m ist nicht hinnehmbar. Wer
auf solche Erlasse pocht, ver-
fährt nach dem Motto: „Glo-
bal denken, lokal auf-
schieben“.

Es hilft auch nicht, wenn die
Entwicklungsländer sagen:
Erst einmal müssen wir uns
wirtschaftlich entwickeln, und
dann investieren wir in erneu-
erbare Energien. Denn das
nächste Fukushima ist so si-
cher wie das Amen in der
Kirche. Anders ausgedrückt:
Atomares Restrisiko ist das
Risiko, das uns jeden Jahr den
Rest geben kann. In Japan
sind nach Fukushima von 54
Kernkraftwerken 49 stillge-
legt; beim Stromverbrauch
wurden 25% gesperrt. In der
Nutzung von drei von sechs
erneuerbaren Energiearten
sind wir Deutschen Weltmeis-

ter: Wasser, Sonne, Wind. Die
Solararchitektur ist ausbaufä-
hig. Deutsche Architekten
müssen anscheinend lernen,
wo Süden ist. 90% unserer
Häuser sind Altbauten. Bis zu
80% der Heizenergie verpufft.
Schon in 2002 wurde von VW
das Ein-Liter-Auto vorge-
stellt. Technisch also kein
Problem, Energiesparen um-
zusetzen. Das Problem sind
die Bosse, nicht die Techni-
ker. In den USA betrachten
die Republikaner Klima-
schutz als Kommunismus.

Das Szenario der Deckung
des Energieverbrauchs 2050:
40% kommen von der Sonne;
30% aus Biomasse (Acker/
Wald); 1 5% aus Wind; 10 %
aus Wasser; 5% aus Erdöl.

„Also fangen wir an!“ So das
Credo des Fernsehjournalis-
ten. Schon in der Bergpredigt
sei nachzulesen, dass die Lö-
sung des Energieproblems am
Himmels stehe: „Die Sonne
scheint über Gerechte und
Ungerechte.“

b.d.

Haushalt 2012 mit gu­ten Rahmenbedingun­gen
Der Haushalt 2011 wurde im
Frühjahr des letzten Jahres so
intensiv diskutiert wie nie zu-
vor. Wegbrechende Schlüssel-
zuweisungen des Landes
NRW, immer weitere Einspa-
rungsvorschläge, die Diskus-
sion um ein Haushalts-
sicherungskonzept und eine
lang anhaltende Unsicherheit,
ob es überhaupt Mehrheiten
im Rat geben würde, machten
das Verfahren zur zermürben-
den Langzeittortur.

Die Rahmenbedingungen für
den Haushalt 2012, den ich
am 14. Februar 2012 dem Rat
vorgelegt habe, sehen dage-
gen deutlich freundlicher aus,
auch wenn es leider bei einem
Defizit in Höhe von rd. 1 ,2
Millionen Euro bleibt. Damit
ist das Minus um rd. 1 ,6 Mil-
lionen Euro geringer als im
Planjahr 2011 – die roten
Zahlen werden immerhin
kleiner, sie bleiben aber rot.

Hintergrund dieser für 2012
erfreulichen Entwicklung sind
solide Einnahmen aus der Ge-
werbesteuer, der Grundsteuer
und dem Anteil der Stadt an
der Einkommensteuer. Hinzu
kommt eine einmalige soge-
nannte Abmilderungshilfe des
Landes, die in diesem Jahr die
drastischen Negativwirkungen
einer landesweiten Neuvertei-
lung der Schlüsselzuweisun-
gen abfedert.

Aufgrund der gestiegen Steu-
erkraft - insbesondere bei der
Gewerbesteuer 2011 - ist da-

von auszugehen, dass die
Stadt Telgte im Finanzaus-
gleich 2013 und auch für die
Folgejahre wieder deutlich
weniger Schlüsselzuweisun-
gen vom Land erhalten wird.
Beim größten Ausgabeblock,
der an den Kreis abzuführen-
den Kreisumlage, wird wieder
mit einem Anstieg zu rechnen
sein.

Trotz der insgesamt schwieri-
gen Rahmenbedingungen ist
es aber gemeinsam gelungen,
im vergangenen Jahr nicht nur
die laufenden Aufgaben der
Stadt vollständig und ordent-
lich zu erledigen. Es sind
vielmehr eine ganze Reihe
von besonderen Prozessen
eingeleitet oder fortgesetzt
worden, die die Entwicklung
Telgtes positiv beeinflussen
werden.

Ich nenne als Beispiele die
Planungen für ein neues Feu-
erwehrgerätehaus, Planung
und Baubeginn für eine Er-
weiterung der Kindertages-
stätte „Abenteuerland“, die
Maßnahmen zur Gestaltung
des demographischen Wan-
dels, das Integrierte Hand-
lungs- und Entwicklungs-
konzept, die Schulentwick-
lungsplanung, die Entwick-
lung von Flächenpotenzialen
für weitere Gewerbeansied-
lungen, die schrittweise Um-
setzung des
Klimaschutzkonzeptes, das
Spielplatzkonzept und einiges
mehr.

Mit noch so großen Anstren-
gungen wird es den Kommu-
nen aber nicht gelingen, ihre
Aufgaben vernünftig zu erfül-

len und noch zugleich ihre
Haushalte auszugleichen. Wir
wirtschaften gar nicht
schlecht in der „kommunalen
Familie“, aber die Kostenstei-
gerungen – insbesondere die
Eingliederungsleistungen für
Menschen mit Behinderun-
gen, die wir über die Land-
schaftsumlage und die
Kreisumlage mitfinanzieren –
rücken die „schwarze Null“ in
weite Ferne.

Sparsam, kostenbewusst und
effektiv zu arbeiten ist daher
das Eine. Ein Anderes ist aber
die Erkenntnis: Wir sind
Dienstleister für die Bür-
gerInnen unserer Stadt, deren
Zukunft wir auch weiterhin
gestalten (können) müssen.

Ich bin dennoch zuversicht-
lich, dass 2012 auch unter
Haushaltsgesichtspunkten ein
gutes Jahr werden kann.

Ihr wolfgang pieper

Kleine Kolumne

Frieden mit der Sonne
Franz Alt zum Neujahrsempfang

Der Haushaltsentwurf für
Telgte liegt vor. Aufgrund der
guten Wirtschaftslage können
dramatische Einschnitte sowie
weitere Steuererhöhungen
vermieden werden. Soweit die
gute Nachricht. Aber trotz
dieser günstigen Rahmenbe-
dingungen ist der Haushalt
bei weitem nicht ausgegli-
chen. Und die Aussichten für
die kommenden Jahre sind
eher schlechter als besser.

Der erste Reflex heißt Sparen.
Doch wer genauer hinschaut,
wird sehen: Wir haben keine
Ausgaben-, sondern ein Ein-
nahmenproblem! Viele Unter-
nehmen erzielen Rekord-
gewinne, dennoch: die öffent-
liche Hand und der Normal-
verdiener müssen sich immer
mehr einschränken.

Hier muss sich dringend et-
was ändern. Leistungsfähige
Unternehmen und BürgerIn-
nen müssen einen höheren
Beitrag leisten. Nur so bleibt
der soziale Frieden in
Deutschland erhalten und das
Leben hier für alle lebens-
wert. Auch für die Wohlha-
benden. Dieses Problem kann
aber nicht in Telgte gelöst
werden, sondern nur in Ber-
lin.

p.s..

Kommunaler HaushaltEin Kommentar

Im Zusammenhang mit den
Ausschreibungskosten für den
Reinigungsdienst haben die
Grünen eine Anfrage gestellt,
die darauf zielte, die Reini-
gungsarbeiten durch eigene
Kräfte zu erledigen. Die Ver-
waltung beantwortete dies mit
dem Hinweis, dass die Kosten
pro Quadratmeter bei eigenen
Kräften um etwa 50% höher
liegen, als über fremde An-
bieter. Der Vermutung, dass
dieser Effekt in erster Linie
durch schlechte Löhne er-

reicht wird, wurde nicht wi-
dersprochen.

Mulmig war dabei wohl allen
zumute, denn hier profitiert
die Stadt vom Niedriglohn-
sektor. Anständig wäre es,
hier noch einmal eine Vor-
stoß, möglicherweise zusam-
men mit der SPD, zu
versuchen. Zeit genug ist nun
vorhanden. Die für eine Neu-
ausschreibung notwendigen
Geldmittel wurden ja gestri-
chen.

g.k.

Wo endet die soziale
Verantwortung?

Grüne News aus Telgte
Jede Woche aktuell und auf den Punkt!
Kostenlos per E­Mail.
Anmeldung unter gruenewelle@gruene­telgte.de

Ein Geschenk des Himmels!
Investieren Sie mit uns erfolgreichin die Sonne.
(Ihre Partnerin, die Ökologie mitÖkonomie verbindet).
Sprechen Sie mit uns ­kostenlose Beratung vor Ort

Heinz Rickhoff
Königstr.7 48291 TelgteTel. 02504/1709Fax 02504/72826

www.heinz-rickhoff.de

Mail: info@heinz-rickhoff.de
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Wer Müll verursacht, soll hier­
für auch bezahlen. Wer viel
Müll verursacht, zahlt viel, wer
wenig Müll verursacht, zahlt
wenig. Hört sich einfach an,
sollte man meinen, ist es aber
leider nicht.
Für die Abfuhr einer 60 Liter
Restmülltonnen zahlen die
Telgter Bürger 1 ,30€ pro Li-
ter. Für die Abfuhr einer 240
Liter Tonne zahlen sie nur
1 ,05 pro Liter. Dieses bedeu-
tet also 25 Cent weniger pro
Liter! So wurde es im Fi-
nanzausschuss mit Stimmen
der CDU, FDP und SPD Mit-
glieder beschlossen.

Begründet wird dieses von
Seiten der Stadt und den
Fraktionen von CDU, FDP
und SPD damit, dass ja immer
Müllfahrzeuge fahren müss-
ten, auch wenn wenig Müll
am Straßenrand stünde. Hier-
bei wird völlig außer Acht ge-
lassen, dass das Müllfahrzeug
natürlich bei der Leerung von
großen Tonnen schneller voll

ist, als wenn kleine Tonnen
geleert werden und somit öf-
ter Fahrten zu Deponie anfal-
len. Als weiteres Argument
für die Gebührenungerechtig-
keit wird angebracht, dass das
Entsorgungsunternehmen der
Stadt Telgte für die Leerung
von großen und kleinen Ton-
nen den gleichen Grundbetrag
in Rechnung stellt. Das
stimmt, aber die Stadt ist na-
türlich nicht automatisch ver-
pflichtet, diese Gebühren 1 :1
weiterzugeben.

Gebühren waren und sind seit
eh und je ein Steuerungsin-
strument und können natür-
lich in abgewandelter Form
weitergegeben werden. Wir,
Bündnis'90/Die Grünen, set-
zen uns ein für ein gerechtes
Müllgebührensystem, bei dem
jeder Verursacher gleichstark
belastet wird. Dieses ließe
sich z.B. erreichen über einen
einheitlichen Literpreis, so
dass jemand, der 60 Liter
Müll produziert, auch 60 Liter

bezahlt und nicht die Verursa-
cher von großen Müllmengen
mitsubventioniert.

Leider konnten oder wollten
sich die Ausschussmitglieder
des Finanzausschusses von
CDU, FDP und SPD dieser
Forderung nicht anschließen.
Sie setzten weiterhin darauf,
dass große Mengen Müll bil-

liger sind als kleine Mengen.
Außerdem werfen sie den
Grünen vor, dass die Politik
der Grünen familienunfreund-
lich sei. Wenn man glaubt, fa-
milienfreundliche Politik wür-
de über die Höhe der Müllge-
bühren gemacht, könnte man
versucht sein, dieses so zu se-
hen. Wir von Bündnis 90 die

Grünen sind davon überzeugt,
dass einer Kommune genug
Möglichkeiten bleiben, Fami-
lienfreundlichkeit zu zeigen.
Bündnis 90/Die Grünen Telg-
te werden sich auch in Zu-
kunft dafür einsetzen, dass
Müllvermeider nicht durch
höhere Gebühren bestraft
werden.

u.s.

Die vom Gesundheitsminister
verabschiedete Pflegereform
war am 15. Februar das Thema
eines Informations­ und Dis­
kussionsabends mit Maria
Klein­Schmeink (MdB), grüne
Sprecherin für Prävention und
Patientenrechte.
Zu Beginn des Abends erläu-
terte Klein-Schmeink in ei-
nem Kurzvortrag die Notwen-
digkeit einer Pflegereform,
sowie die Idee der grünen
Pflege-Bürgerversicherung
(http://www.gruene-bundes-
tag.de/cms/pflege/dok/393/
393685.eine_fuer_alle@
de.html).

Eine stetig anwachsende Zahl
von Pflegebedürftigen und ei-
ne sich in den nächsten 25
Jahren verdoppelnde Anzahl
von Menschen mit demenzi-
ellen Erkrankungen und psy-
chisch oder kognitiven
Beeinträchtigungen stehen im
Gegensatz zum Mangel an
Fachpersonal und den Verän-
derungen von Familienstruk-
turen.

Die Abgeordnete machte
deutlich, dass es nicht länger
hinnehmbar ist, dass die Fol-

gen für die eklatanten Miss-
stände in der Pflege auf die
Pflegekräfte und Familienan-
gehörigen abgewälzt werden.
Vielmehr müsse schnellst-
möglich eine konsequente
und nachhaltige Pflegereform
durchgeführt werden.

Frau Karin Fischer (Spreche-
rin des Demenznetzwerk

Telgte und Leiterin der
C.E.M.M. Caritas Sozialstati-
on) bestätigte die dargestell-
ten Problemlagen. Bei der
anschließenden Disskussions-
runde mit dem Publikum ka-
men neben Nachfragen zur
grünen Pflegeversicherung
verschiedene Aspekte zum
Tragen.

Wie kann die Wertschätzung
für Pflegetätigkeiten erhöht
werden? Hier machte das ge-
samte Podium deutlich, dass
die deutliche Schieflage des
Verhältnisses von Verantwor-
tung, Anforderung, Zeit und
Entlohnung von pflegerischen
Tätigkeiten ein Problem dar-
stelle. Allein die Entlohnung

zu verbessern ist hier sicher
nicht ausreichend. Vielmehr
gehe es darum, die Anforde-
rungen an Pflegekräfte und
deren gute Arbeit bekannt zu
machen. Auch die Frage nach
der Bedeutung des Stellen-
schlüssels wurde von den An-
wesenden erörtert. Eine
Veränderung ist hier für eine
Arbeitsentlastung auf jeden
Fall zu befürworten. Sabine
Grohnert:"Entscheidend ist
hier aber auch eine Neudefi-
nition des Pflegebegriffs, bei
dem alle Aspekte und Be-
dürfnisse der zu Betreuenden
Personen berücksichtigt wer-
den.".

Zum Abschluss der Veran-
staltung stellte Karin Fischer
auf die Frage, wie für sie gute
Pflege aussehen müsste fest:"
Gute Pflege muss individuell,
bedarfsgerecht und ohne
Druck für den Pflegenden
oder den zu Pflegenden ab-
laufen! "

Maria Klein-Schmeink
schloss mit den Worten:"
Gute Pflege ist machbar. Dar-
um gilt es jetzt die Probleme
solidarisch zu lösen."

s.g.

Ist gute Pflege noch bezahlbar?

Maria Klein­Schmeink (MdB) berichtet auf Einladung der Telgter Grünen zur Situation der Pflege

Müll vermeiden lohnt sich nicht!
Wer in Telgte viel Müll produziert, zahlt unterm Strich weniger

Im vergangenen Jahr wurde
zunächst in der Politik, später
auch in öffentlichen Veranstal­
tungen der Entwurf eines Inte­
grierten Handlungs­ und
Entwicklungskonzepts (IHEK)
für Telgte vorgestellt und dis­
kutiert. Hauptanliegen des
Konzepts war es, die Altstadt
als Lebens­ und Einkaufsort zu
stärken. Daneben sollten vor
allem Lösungen für die städte­
bauliche Misere am Orkotten
entwickelt werden. Mittlerweile
ist es ruhiger geworden um
das IHEK, man hört nur noch
wenig.
Dieser Eindruck täuscht aber,
denn hinter den Kulissen wird
weiter an der Entwicklung
und Umsetzung gearbeitet.
Inhaltlich sind einige Fragen
geklärt, so ist die Ansiedlung
eines großen Lebensmittel-
vollversorgers mit Tiefgarage
am Standort der alten Feuer-
wache an der Ritterstraße
vom Tisch, gesucht wird hier
ein „Ankerpunkt“, der Han-
del, aber auch Wohnen und
Gewerbe beinhalten kann,
Hauptsache er ist städtebau-
lich verträglich und zieht
Menschen zum Verweilen in
die Altstadt. Viele kleine
„Baustellen“ werden in An-
griff genommen.

So sind – vorbehaltlich der
Genehmigung durch die Poli-
tik – 2012 insgesamt fast
300.000 € für den Entwick-
lungsprozess in der Altstadt
und am Orkotten vorgesehen,
neben einem Konzept für bar-
rierefreie Zugänge zu Ge-
schäften und öffentlichen
Einrichtungen ein Fassaden-
wettbewerb und mehrere Ge-
sprächskreise mit allen
Betroffenen geplant. Zum
Glück kann die Stadt hoffen ,
das meiste Geld wieder als

Fördermittel einzuwerben.
Für den Orkotten hat der Bau-
ausschuss am 1 .12.2011 fast
einstimmig – nur die FDP war
dagegen – den Entwicklungs-
prozess durch mehrere Plan-
änderungen auf den Weg
gebracht. So wurde das Pla-
nungsziel großflächiger Ein-
zelhandel für den westlichen
Orkotten (Edeka und Bruens-
Gelände) aufgegeben zuguns-
ten „gemischter Baufläche“,
hier soll ein Quartier zum
Wohnen mit Gewerbe entste-
hen.

Wir als Grüne würden uns da-
bei wünschen, dass dort nicht
wieder Einfamilienhäuser ge-
baut werden, sondern bezahl-
barer Mietwohnraum für
Familien und Singles. Ein
Damoklesschwert hängt aller-
dings noch über diesem Areal.
Für das Bruens-Gelände gibt
es eine vom Kreis Warendorf
positiv beschiedene Bauvor-
anfrage für den Neubau eines
Lebensmitteldiscounters, hier
hatte die Stadt kein Mitspra-
cherecht. Zusätzlich ist ge-
plant, hier einen Getränke-
markt zu bauen und den vor-
handenen Edeka-Markt zu er-
weitern. Das würde das

gesamte, mühsam erarbeitete
Konzept zur Makulatur wer-
den lassen. Auch wenn man
die Beweggründe des Betrei-
bers, Herrn Borgmann, ver-
stehen kann: eine zweite
Konzentration großflächigen
Einzelhandels würde nicht
nur die Chancen der Altstadt
auf mehr Kunden ruinieren,
sondern auch generell ein rie-
siges Überangebot an Ver-
kaufsflächen in Telgte
produzieren.

Das kann politisch nicht ge-
wollt sein und wir werden
entschieden dagegen eintre-
ten. Wir hoffen, dass hier die
Gespräche am runden Tisch
noch zu vernünftigen Lösun-
gen für Telgte führen.

Vor den letzten Wahlen haben
sich die Grünen Telgte noch
gegen die Ansiedlung des
großflächigen Einzelhandels
am Orkotten Ost auf dem
Hansen-Gelände ausgespro-
chen. Auch heute halten wir
das nicht für optimal, weil die
Risiken für die Altstadt nicht
von der Hand zu weisen sind.
Wir sind aber mittlerweile der
Meinung, dass die Konzentra-
tion an einem Ort (mit Edeka,
Aldi, Kik und dem bestehen-

den Angebot) - verbunden mit
einer Begrenzung der Ver-
kaufsflächen besser ist als un-
gebremstes Wachstum an
zwei Standorten. Auch ist dies
die einzige Möglichkeit, am
Orkotten-West langfristig ein
attraktives Wohnquartier zu
entwickeln.

Und auch das elende Gescha-
cher von damals – gibst du
mir Baurecht, gebe ich dir
Flächen für die Feuerwehr, ist
zum Glück vom Tisch. Was
wünschen sich die Grünen im
laufenden Prozess? Für den
Orkotten-West halten wir be-
zahlbaren Mietwohnraum für
das richtige Konzept. Am Or-
kotten-Ost muss die Über-
macht des dortigen
Einzelhandels gegenüber der
Altstadt durch Begrenzung
von Verkaufsflächen und Sor-
timent im Zaum gehalten
werden.

Bei der Suche nach einem
„Ankerpunkt“ für die Altstadt
darf es fast (Ausnahme groß-
flächiger Einzelhandel) keine
Denkverbote geben. Attraktiv
wäre sicher eine Kleinmarkt-
halle mit lokalen Anbietern,
wie es z. B. auch in Branden-
burg an verschiedenen Stand-

orten untersucht wird. Allein
schon die Demographieent-
wicklung, die prognostiziert,
dass in Telgte immer mehr al-
te Menschen (hoffentlich in
der Altstadt – auch hier ein
Potential des IHEK) leben
werden, zeigt, dass dort
wohnraumnahe Einkaufs-
möglichkeiten gebraucht wer-
den.

Eines darf man dabei in der
Altstadt nicht aus dem Auge
verlieren: Das Stadtbild ist
das Kapital, mit dem Telgte
als Wohn- und Anziehungsort
punktet. Weder „Ankerpunkt“
noch die Förderung der Bar-
rierefreiheit etc. dürfen dies
aus dem Auge verlieren. Zu-
kunft für Telgte bedeutet nicht
nur strategische Fortentwick-
lung, sondern auch Bewahren
des Bewährten. Nur wenn
man die Idee der runden Ti-
sche ernst nimmt und alle Be-
teiligten nicht nur anhört,
sondern auch mitnimmt im
Prozess, kann das gelingen.

c.g.

Auf einem guten Weg –Das Integrierte Handlungs­ und Entwicklungskonzept
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Wer Müll verursacht, soll hier­
für auch bezahlen. Wer viel
Müll verursacht, zahlt viel, wer
wenig Müll verursacht, zahlt
wenig. Hört sich einfach an,
sollte man meinen, ist es aber
leider nicht.
Für die Abfuhr einer 60 Liter
Restmülltonnen zahlen die
Telgter Bürger 1 ,30€ pro Li-
ter. Für die Abfuhr einer 240
Liter Tonne zahlen sie nur
1 ,05 pro Liter. Dieses bedeu-
tet also 25 Cent weniger pro
Liter! So wurde es im Fi-
nanzausschuss mit Stimmen
der CDU, FDP und SPD Mit-
glieder beschlossen.

Begründet wird dieses von
Seiten der Stadt und den
Fraktionen von CDU, FDP
und SPD damit, dass ja immer
Müllfahrzeuge fahren müss-
ten, auch wenn wenig Müll
am Straßenrand stünde. Hier-
bei wird völlig außer Acht ge-
lassen, dass das Müllfahrzeug
natürlich bei der Leerung von
großen Tonnen schneller voll

ist, als wenn kleine Tonnen
geleert werden und somit öf-
ter Fahrten zu Deponie anfal-
len. Als weiteres Argument
für die Gebührenungerechtig-
keit wird angebracht, dass das
Entsorgungsunternehmen der
Stadt Telgte für die Leerung
von großen und kleinen Ton-
nen den gleichen Grundbetrag
in Rechnung stellt. Das
stimmt, aber die Stadt ist na-
türlich nicht automatisch ver-
pflichtet, diese Gebühren 1 :1
weiterzugeben.

Gebühren waren und sind seit
eh und je ein Steuerungsin-
strument und können natür-
lich in abgewandelter Form
weitergegeben werden. Wir,
Bündnis'90/Die Grünen, set-
zen uns ein für ein gerechtes
Müllgebührensystem, bei dem
jeder Verursacher gleichstark
belastet wird. Dieses ließe
sich z.B. erreichen über einen
einheitlichen Literpreis, so
dass jemand, der 60 Liter
Müll produziert, auch 60 Liter

bezahlt und nicht die Verursa-
cher von großen Müllmengen
mitsubventioniert.

Leider konnten oder wollten
sich die Ausschussmitglieder
des Finanzausschusses von
CDU, FDP und SPD dieser
Forderung nicht anschließen.
Sie setzten weiterhin darauf,
dass große Mengen Müll bil-

liger sind als kleine Mengen.
Außerdem werfen sie den
Grünen vor, dass die Politik
der Grünen familienunfreund-
lich sei. Wenn man glaubt, fa-
milienfreundliche Politik wür-
de über die Höhe der Müllge-
bühren gemacht, könnte man
versucht sein, dieses so zu se-
hen. Wir von Bündnis 90 die

Grünen sind davon überzeugt,
dass einer Kommune genug
Möglichkeiten bleiben, Fami-
lienfreundlichkeit zu zeigen.
Bündnis 90/Die Grünen Telg-
te werden sich auch in Zu-
kunft dafür einsetzen, dass
Müllvermeider nicht durch
höhere Gebühren bestraft
werden.

u.s.

Die vom Gesundheitsminister
verabschiedete Pflegereform
war am 15. Februar das Thema
eines Informations­ und Dis­
kussionsabends mit Maria
Klein­Schmeink (MdB), grüne
Sprecherin für Prävention und
Patientenrechte.
Zu Beginn des Abends erläu-
terte Klein-Schmeink in ei-
nem Kurzvortrag die Notwen-
digkeit einer Pflegereform,
sowie die Idee der grünen
Pflege-Bürgerversicherung
(http://www.gruene-bundes-
tag.de/cms/pflege/dok/393/
393685.eine_fuer_alle@
de.html).

Eine stetig anwachsende Zahl
von Pflegebedürftigen und ei-
ne sich in den nächsten 25
Jahren verdoppelnde Anzahl
von Menschen mit demenzi-
ellen Erkrankungen und psy-
chisch oder kognitiven
Beeinträchtigungen stehen im
Gegensatz zum Mangel an
Fachpersonal und den Verän-
derungen von Familienstruk-
turen.

Die Abgeordnete machte
deutlich, dass es nicht länger
hinnehmbar ist, dass die Fol-

gen für die eklatanten Miss-
stände in der Pflege auf die
Pflegekräfte und Familienan-
gehörigen abgewälzt werden.
Vielmehr müsse schnellst-
möglich eine konsequente
und nachhaltige Pflegereform
durchgeführt werden.

Frau Karin Fischer (Spreche-
rin des Demenznetzwerk

Telgte und Leiterin der
C.E.M.M. Caritas Sozialstati-
on) bestätigte die dargestell-
ten Problemlagen. Bei der
anschließenden Disskussions-
runde mit dem Publikum ka-
men neben Nachfragen zur
grünen Pflegeversicherung
verschiedene Aspekte zum
Tragen.

Wie kann die Wertschätzung
für Pflegetätigkeiten erhöht
werden? Hier machte das ge-
samte Podium deutlich, dass
die deutliche Schieflage des
Verhältnisses von Verantwor-
tung, Anforderung, Zeit und
Entlohnung von pflegerischen
Tätigkeiten ein Problem dar-
stelle. Allein die Entlohnung

zu verbessern ist hier sicher
nicht ausreichend. Vielmehr
gehe es darum, die Anforde-
rungen an Pflegekräfte und
deren gute Arbeit bekannt zu
machen. Auch die Frage nach
der Bedeutung des Stellen-
schlüssels wurde von den An-
wesenden erörtert. Eine
Veränderung ist hier für eine
Arbeitsentlastung auf jeden
Fall zu befürworten. Sabine
Grohnert:"Entscheidend ist
hier aber auch eine Neudefi-
nition des Pflegebegriffs, bei
dem alle Aspekte und Be-
dürfnisse der zu Betreuenden
Personen berücksichtigt wer-
den.".

Zum Abschluss der Veran-
staltung stellte Karin Fischer
auf die Frage, wie für sie gute
Pflege aussehen müsste fest:"
Gute Pflege muss individuell,
bedarfsgerecht und ohne
Druck für den Pflegenden
oder den zu Pflegenden ab-
laufen! "

Maria Klein-Schmeink
schloss mit den Worten:"
Gute Pflege ist machbar. Dar-
um gilt es jetzt die Probleme
solidarisch zu lösen."

s.g.

Ist gute Pflege noch bezahlbar?

Im vergangenen Jahr wurde
zunächst in der Politik, später
auch in öffentlichen Veranstal­
tungen der Entwurf eines Inte­
grierten Handlungs­ und
Entwicklungskonzepts (IHEK)
für Telgte vorgestellt und dis­
kutiert. Hauptanliegen des
Konzepts war es, die Altstadt
als Lebens­ und Einkaufsort zu
stärken. Daneben sollten vor
allem Lösungen für die städte­
bauliche Misere am Orkotten
entwickelt werden. Mittlerweile
ist es ruhiger geworden um
das IHEK, man hört nur noch
wenig.
Dieser Eindruck täuscht aber,
denn hinter den Kulissen wird
weiter an der Entwicklung
und Umsetzung gearbeitet.
Inhaltlich sind einige Fragen
geklärt, so ist die Ansiedlung
eines großen Lebensmittel-
vollversorgers mit Tiefgarage
am Standort der alten Feuer-
wache an der Ritterstraße
vom Tisch, gesucht wird hier
ein „Ankerpunkt“, der Han-
del, aber auch Wohnen und
Gewerbe beinhalten kann,
Hauptsache er ist städtebau-
lich verträglich und zieht
Menschen zum Verweilen in
die Altstadt. Viele kleine
„Baustellen“ werden in An-
griff genommen.

So sind – vorbehaltlich der
Genehmigung durch die Poli-
tik – 2012 insgesamt fast
300.000 € für den Entwick-
lungsprozess in der Altstadt
und am Orkotten vorgesehen,
neben einem Konzept für bar-
rierefreie Zugänge zu Ge-
schäften und öffentlichen
Einrichtungen ein Fassaden-
wettbewerb und mehrere Ge-
sprächskreise mit allen
Betroffenen geplant. Zum
Glück kann die Stadt hoffen ,
das meiste Geld wieder als

Fördermittel einzuwerben.
Für den Orkotten hat der Bau-
ausschuss am 1 .12.2011 fast
einstimmig – nur die FDP war
dagegen – den Entwicklungs-
prozess durch mehrere Plan-
änderungen auf den Weg
gebracht. So wurde das Pla-
nungsziel großflächiger Ein-
zelhandel für den westlichen
Orkotten (Edeka und Bruens-
Gelände) aufgegeben zuguns-
ten „gemischter Baufläche“,
hier soll ein Quartier zum
Wohnen mit Gewerbe entste-
hen.

Wir als Grüne würden uns da-
bei wünschen, dass dort nicht
wieder Einfamilienhäuser ge-
baut werden, sondern bezahl-
barer Mietwohnraum für
Familien und Singles. Ein
Damoklesschwert hängt aller-
dings noch über diesem Areal.
Für das Bruens-Gelände gibt
es eine vom Kreis Warendorf
positiv beschiedene Bauvor-
anfrage für den Neubau eines
Lebensmitteldiscounters, hier
hatte die Stadt kein Mitspra-
cherecht. Zusätzlich ist ge-
plant, hier einen Getränke-
markt zu bauen und den vor-
handenen Edeka-Markt zu er-
weitern. Das würde das

gesamte, mühsam erarbeitete
Konzept zur Makulatur wer-
den lassen. Auch wenn man
die Beweggründe des Betrei-
bers, Herrn Borgmann, ver-
stehen kann: eine zweite
Konzentration großflächigen
Einzelhandels würde nicht
nur die Chancen der Altstadt
auf mehr Kunden ruinieren,
sondern auch generell ein rie-
siges Überangebot an Ver-
kaufsflächen in Telgte
produzieren.

Das kann politisch nicht ge-
wollt sein und wir werden
entschieden dagegen eintre-
ten. Wir hoffen, dass hier die
Gespräche am runden Tisch
noch zu vernünftigen Lösun-
gen für Telgte führen.

Vor den letzten Wahlen haben
sich die Grünen Telgte noch
gegen die Ansiedlung des
großflächigen Einzelhandels
am Orkotten Ost auf dem
Hansen-Gelände ausgespro-
chen. Auch heute halten wir
das nicht für optimal, weil die
Risiken für die Altstadt nicht
von der Hand zu weisen sind.
Wir sind aber mittlerweile der
Meinung, dass die Konzentra-
tion an einem Ort (mit Edeka,
Aldi, Kik und dem bestehen-

den Angebot) - verbunden mit
einer Begrenzung der Ver-
kaufsflächen besser ist als un-
gebremstes Wachstum an
zwei Standorten. Auch ist dies
die einzige Möglichkeit, am
Orkotten-West langfristig ein
attraktives Wohnquartier zu
entwickeln.

Und auch das elende Gescha-
cher von damals – gibst du
mir Baurecht, gebe ich dir
Flächen für die Feuerwehr, ist
zum Glück vom Tisch. Was
wünschen sich die Grünen im
laufenden Prozess? Für den
Orkotten-West halten wir be-
zahlbaren Mietwohnraum für
das richtige Konzept. Am Or-
kotten-Ost muss die Über-
macht des dortigen
Einzelhandels gegenüber der
Altstadt durch Begrenzung
von Verkaufsflächen und Sor-
timent im Zaum gehalten
werden.

Bei der Suche nach einem
„Ankerpunkt“ für die Altstadt
darf es fast (Ausnahme groß-
flächiger Einzelhandel) keine
Denkverbote geben. Attraktiv
wäre sicher eine Kleinmarkt-
halle mit lokalen Anbietern,
wie es z. B. auch in Branden-
burg an verschiedenen Stand-

orten untersucht wird. Allein
schon die Demographieent-
wicklung, die prognostiziert,
dass in Telgte immer mehr al-
te Menschen (hoffentlich in
der Altstadt – auch hier ein
Potential des IHEK) leben
werden, zeigt, dass dort
wohnraumnahe Einkaufs-
möglichkeiten gebraucht wer-
den.

Eines darf man dabei in der
Altstadt nicht aus dem Auge
verlieren: Das Stadtbild ist
das Kapital, mit dem Telgte
als Wohn- und Anziehungsort
punktet. Weder „Ankerpunkt“
noch die Förderung der Bar-
rierefreiheit etc. dürfen dies
aus dem Auge verlieren. Zu-
kunft für Telgte bedeutet nicht
nur strategische Fortentwick-
lung, sondern auch Bewahren
des Bewährten. Nur wenn
man die Idee der runden Ti-
sche ernst nimmt und alle Be-
teiligten nicht nur anhört,
sondern auch mitnimmt im
Prozess, kann das gelingen.

c.g.

Quelle: Scholtens & Wachtens / IHEK Broschüre Stadt Telgte
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Jetzt Mitglied werden!

Es ist kein Drama, sondern
ein Zeichen funktionierender
Demokratie, wenn alle Abge-
ordneten sich zur Auflösung
des nordrhein-westfälischen
Landtags entschieden haben.
Sowohl Hannelore Kraft als
auch Sylvia Löhrmann punk-
teten mit würdevoller und
professioneller Unaufgeregt-
heit, ganz im Gegensatz zu
Karl-Josef Laumann, der hä-
misch bereits vor der Abstim-
mung das erste Wahlplakat
der CDU präsentierte.

In allen Entscheidungsprozes-
sen dieser Regierung war das
Bewusstsein über die Abhän-
gigkeit von der Konsens- be-
reitschaft der Oppositions-
parteien allzeit präsent auf der
Hinterbühne. Ein Befreiungs-
schlag aus Abhängigkeiten ist
erst mal gut und stärkt das
Selbstbewusstsein, neue Wege
zu gehen. Aber doch schade,
dass das Experiment Minder-
heitenregierung sich als nicht
mehr gestaltbar erwies. Scha-

de deshalb, weil diese Regie-
rung uns mit dem Schul-
konsens ein Beispiel zielfüh-
render Dialogkultur zwischen
politischen Gegnern gegeben
hat, wenn es um so wichtiges
wie die Zukunft unserer Kin-
der geht.

Der Mut, umgehend nach der
Blockadehaltung gegen den
Haushalt nicht kleingeistig an
der Regierungsmacht festzu-
halten, zeugt vom Gespür für
politische Verantwortung der
Hannelore Kraft und ihrer
Vertreterin Sylvia Löhrmann.
Die misslungene Taktik der
FDP wirkte nur noch be-
schleunigend.

Zu guter Letzt haben alle er-
kannt, dass es sinnlos ist, Zeit
und Energie in Kämpfe zu in-
vestieren, die mit uneindeuti-
gen Mehrheiten nicht zu ge-
winnen sind, erst recht nicht
in Finanzangelegenheiten. Zu
groß sind die Herausforderun-
gen im bevölkerungsreichsten
Bundesland, welche der Poli-

tik den ständigen Spagat zwi-
schen Finanznot und der
Herstellung möglichst guter
Lebensverhältnisse in jeder
Hinsicht für alle abverlangt.

Nachdem die Weichen neu
gestellt sind, liegt es jetzt an
uns Wählern, mit unserem
Votum ein eindeutiges Signal
zu setzen für die Fortsetzung
einer Politik, welche sich den
Problemlagen der kleinen
Leute ebenso wie dem gesell-
schaftlichen Wandel in allen
Facetten stellt.

g.b.

Kein Drama in sieben AktenMutige Entscheidung zugunsten guter Politik

Landtagswahl NRW 2012

Manche/r Zeitgenosse/in mag
sich am Mittwoch, dem 14.
März, verwundert die Augen
gerieben haben, als er / sie
las, dass wegen einer formal -
rechtlichen Frage: "Gilt der
Landeshaushalt als nicht an-
genommen, wenn sich in
zweiter Lesung für einen Teil-
haushalt - z.B. den des Innen-
ministers - keine Mehrheit
gefunden hat?" sich der nord-
rhein-westfälische Landtag
nach knapp zwei Jahren rot -
grüner Regierung auflöst und
es voraussichtlich am 13. Mai
(Muttertag) Neuwahlen geben
wird.

In lang dauernden, nicht im-
mer öffentlich geführten Ver-
handlungen, hatte das
Bündnis einen Haushalt, den
für 2011 , durchgebracht und
einen historischen Schulkon-
sens erreicht: Ab 2012/1 3 ge-
hen landauf, landab Sekun-
darschulen an den Start. In
ihnen werden Schüler/innen
mindestens bis zur sechtsen
Klasse gemeinsam unterrich-
tet.

Das letzte Kindergartenjahr
ist gebührenfrei. Arme, bzw.
hoch verschuldete Städte und
Gemeinden erhalten über eine
Neuverteilung zusätzliche Fi-
nanzmittel. Vor allem sind
dies solche Kommunen, wie
Oberhausen und Gelsenkir-
chen, die durch das Wegbre-
chen von Industriearbeits-
plätzen bei gleichzeitig hohen
Verpflichtungen gegenüber
sozial Schwachen kaum Ge-
staltungsspielraum für öffent-
liche Aufgaben haben.
Regenerative Energien wer-
den durch landesgesetzgebe-
rische Maßnahmen gefördert.
Die Studiengebühren sind ab-
geschafft.

Nicht schlecht nach zweiund-
zwanzig Monaten.

BÜNDNIS 90 / Die GRÜ-
NEN sind optimistisch, dass
dieser Kurs beibehalten wird.
Vor Ort werden wir uns dafür
engagieren, dass auch in Düs-
seldorf ein wenig so etwas
eintritt wie "Telgter Verhält-
nisse."

b.d.

Auflösung des LandtagsRot ­ Grün vor neuer Chance

Sylvia Löhrmann




